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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 4 8  

vom 20. Februar 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre Dr. L o e w e n f e l d -

R u s s, Dr. M a y r, Dr. R e i s c h  und Dr. R a m e k; ferner alle Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m   

    » »           Volksernährung: Sektionschef Dr. Z e d t w i t z  

ferner 

zu Punkt 3: Bürgermeister R e u m a n n, die Stadträte B r e i t n e r  und S p e i s e r  sowie 

M a g i s t r a t s d i r e k t o r  D r .  H a r t l  als Vertreter der Gemeinde Wien, Landesrat 

Rudolf M ü l l e r  als Vertreter des Landes Niederösterreich, Abgeordneter 

T o m s c h i k  namens der paritätischen Lohnkommission, Ministerialrat Dr. 

W i l f l i n g  vom Staatsamt für Finanzen. 

 

Vorsitz: 

Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 15.00 – 20.00 

 

Reinschrift (36 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag und Vorlage des StA. f. Finanzen eines Zollgesetzes (5 

bzw. 80 Seiten, gedruckt) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag des StA f. Inneres und Unterricht wegen 

Ermächtigung zur Regelung des Dienstverhältnisses der Angestellten des Wiener 

Versatzamtsfond (zweifach). 

 

I n h a l t :  

1. Holzabstockungsvertrag mit der Reichraminger Holzindustriegesellschaft m.b.H. 

2. Verkehr mit den interalliierten Missionen. 
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3. Gehaltsforderungen der öffentlichen Angestellten. 

4. Zuwendungen an die Familien der beiden gelegentlich der Vorfälle am 10. Februar l.J. 

in Leoben ums Leben gekommenen Gendarmen. 

5. Stabilisierung der Wiener Stadtschutzwache. 

6. Sonderabkommen zwischen Österreich und Italien über den künstlerischen und 

wissenschaftlichen Besitz sowie über die Ergänzung und Erläuterung des 

Staatsvertrages von St. Germain. 

7. Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschlüssen der 

Nationalversammlung. 

8. Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, betreffend die Abänderung des § 108 des 

Gesetzes vom 30. März 1896, L.G.Bl. Nr. 31, womit eine Bauordnung für die 

Landeshauptstadt Innsbruck erlassen wurde. 

9. Vollzugsanweisung über die Unterrichts- und Kollegiengelder an den Hochschulen. 

10. Vollzugsanweisung, betreffend die von den Studierenden der montanistischen 

Hochschule in Leoben zu entrichtenden Unterrichtsgelder und sonstigen Zahlungen. 

11. Sicherstellung des Erfordernisses für das Handelsmuseum in Wien bis zum Ende des 

Verwaltungsjahres l920/l921. 

12. Vereinbarung mit der tschechoslowakischen Staatsbahnverwaltung über die 

ausschließliche Benützung der Eisenbahnwerkstätte in Gmünd für Zwecke der 

tschechoslovakischen Staatsbahnen. 

13. Einführung der Sommerzeit im Jahre 1920. 

14. Ergebnisse der Kohlenverhandlungen in Prag. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Holzabstockungsvertrag des Bundesguts Reichraming auf die Dauer 

von 20 Jahre mit der Reichramiger Holzindustriegesellschaft m.b.H. (4 Seiten) 

Beilage (A) zu Punkt 2 betr. Bericht über die fremdländischen Militärmissionen (6 Seiten, 

dreifach) 

Beilage (B) zu Punkt 6 betr. Vortrag des StA. f. Äußeres über das Sonderabkommen mit 

Italien zur endgültigen Lösung der noch offenen Fragen hinsichtlich des künstlerischen und 

wissenschaftlichen Besitzes im Sinne des Staatsvertrags von St. Germain samt ital. 

Vertragsentwurf und vorangegangenen Notenwechsel (10 Seiten, gedruckt, zweifach) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

den Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages zur Änderung der Bauordnung für Innsbruck (2 



148 – 1920-02-20 

 
3 

Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 3241/1920 über die 

Vollzugsanweisung für die Unterrichts- und Kollegiengelder an den Hochschulen (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vollzugsanweisung über die Unterrichts- und Kollegiengelder an den 

Hochschulen (10 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

den Entwurf einer Vollzugsanweisung zu den von den Studierenden der montanistischen 

Hochschule Leoben zu entrichtenden Unterrichtsgelder (7 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vortrag des StA. f. Verkehrswesen über eine Vereinbarung mit der 

tschechoslowakischen Staatsbahnverwaltung über die ausschließliche Benützung der 

Werkstätte Gmünd durch die tschechoslowakischen Staatsbahnen (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vortrag des StA. f. Verkehrswesen Zl. 5012/20 über die Einführung 

der Sommerzeit im Jahre 1920 (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

das Ergebnis der Kohlenverhandlungen in Prag vom 12.1.1920 (25 Seiten) 

 

1. 

Holzabstockungsvertrag mit der Reichraminger Holzindustriegesellschaft m.b.H. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  informiert den Kabinettsrat von dem bevorstehenden 

Abschluss eines Holzabstockungsvertrages, durch welchen die Jahreseinschläge des 

Fondsgutes Reichraming für die Dauer von 20 Jahren einem aus den Sagewerksbesitzern der 

Gegend gebildeten Konsortium, der „Reichraminger Holzindustriegesellschaft m.b.H.“ 

überlassen werden sollen. Auf das Offert dieser Gesellschaft sei deshalb gegriffen worden, 

weil es von der berufenen bodenständigen Industrie ausgehe und in seinen Preisansätzen wie 

den sonstigen Bedingungen den finanziellen Interessen des Staates am besten entspreche. Die 

Preise sollen, nicht wie bisher üblich gewesen, ein für alle Mal fix bestimmt, sondern 

alljährlich nach den Marktpreisen gleitend bemessen werden, indem ausgehend von den 

jeweiligen Bretterpreisen in dem Verhältnis 1 : 3 zunächst der Rundholzpreis und darnach 

durch Abzug der Schlägerungs- und Bringungskosten der Stockzins ermittelt wird. Weiters 

verpflichtet sich das Konsortium, die Bringungsanlagen, an deren Fehlen seit Jahren die 

Nutzung der Reichraminger Forste scheiterte, entweder auf eigene Kosten zu bauen oder, 

wenn die Staatsforstverwaltung den Bau selbst besorgt, die Mittel hiefür zinsenfrei zur 

Verfügung zu stellen. Nach Ablauf der Vertragsdauer würden die Bringungsanlagen kostenlos 

an den Staat heimfallen. Schließlich sei eine 20 %ige Beteiligung des Religionsfondes an dem 
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Reingewinn des Konsortiums vorgesehen. 

Der Kabinettsrat nimmt die Mitteilungen des Staatssekretärs für Land- und Forstwirtschaft 

zur Kenntnis. 

 

2. 

Verkehr mit den interalliierten Missionen. 

Der V o r s i t z e n d e  bemerkt, dass sich im Verkehr der einzelnen Staatsämter mit den 

interalliierten Missionen verschiedene Schwierigkeiten ergeben hätten und das Staatsamt für 

Heereswesen daher den Wunsch geäußert habe, die Angelegenheit im Kabinettsrat zur 

Erörterung zu bringen. 

Über Einladung des Vorsitzenden erstattet sodann Oberst S c h n e l l e r  das diesem 

Protokoll als Beilage A angeschlossene Referat. 

In der hierüber abgeführten Debatte, an welcher sich außer dem Vorsitzenden die 

Staatssekretäre Dr. D e u t s c h  und E l d e r s c h  sowie Sektionschef Dr. G r i m m  

beteiligen, wird die Frage erörtert, ob es zweckmäßig sei, die Auswahl der österreichischen 

Beauftragten für den militärischen, den Marine- und den Luftfahrt-Überwachungsausschuss in 

der vom Staatsamt für Heereswesen vorgeschlagenen Weise vorzunehmen, sowie weiters in 

welcher Art die Verhandlungen über die Gebührensätze der in Österreich befindlichen 

Militärpersonen der alliierten und assoziierten Mächte zu pflegen sein werden. 

Staatssekretär E l d e r s c h  regt weiters noch an, über die Zahl der in offizieller 

Eigenschaft in Wien anwesenden ungarischen Offiziere Klarheit zu schaffen und dafür Sorge 

zu tragen, dass deren nicht mehr zugelassen werden, als unbedingt erforderlich ist. Diese 

müssten mit besonderen Legitimationen beteilt, die übrigen aber abgeschafft werden. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  und der V o r s i t z e n d e  erwidern, dass in dieser 

Einsicht bereits Schritte eingeleitet worden seien und der Abschluss des 

Liquidierungsübereinkommens mit Ungarn zum Anlass genommen werden würde, hier 

geordnete Verhältnisse zu schaffen. 

Der Kabinettsrat stimmt schließlich dem Antrage des Vorsitzenden bei, die die 

interalliierten Militärmissionen und Überwachungsausschüsse betreffenden Fragen zunächst 

in einer Gremialsitzung des Staatsamtes für Äußeres unter Zuziehung des Obersten 

S c h n e l l e r  zu behandeln und die sich aus dieser Vorberatung ergebenden Anträge 

abzuwarten. 
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3. 

Gehaltsforderungen der öffentlichen Angestellten. 

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass einzelne Kategorien von Staatsangestellten besonders 

aber die Angestellten der Gemeinde Wien neuerliche Gehaltsforderungen, teils dauernder, 

teils vorübergehender Art erhoben und die Absicht geäußert hätten, die Erfüllung ihrer 

Wünsche gegebenenfalls im Streikwege zu erzwingen. Angesichts der im Zusammenhang mit 

der Besoldungsreform aufgestellten Interessengemeinschaft zwischen Staat, dem Lande 

Niederösterreich und der Gemeinde Wien in den Gehaltsfragen habe Redner eine geneinsame 

Erörterung dieser drei öffentlichen Arbeitgeber für notwendig erachtet und daher 

Bürgermeister R e u m a n n  mit den Stadträten B r e i t n e r  und S p e i s e r  namens der 

Gemeinde Wien, Landesrat Rudolf M ü l l e r  namens des Landes Niederösterreich, sowie 

den Abgeordneten T o m s c h i k  als Vorsitzenden der paritätischen Lohnkommission zu der 

heutigen Sitzung eingeladen. Eine sachliche Stellungnahme zu den Forderungen könne erst 

nach Rückkehr des Staatssekretärs für Finanzen erfolgen; für den Augenblick handle es sich 

also nur darum, über das weitere taktische Verhalten in der Angelegenheit schlüssig zu 

werden. Namentlich müsse die Frage entschieden werden, ob die Interessengemeinschaft von 

Staat, Land und Gemeinde in den Angestelltenfragen aufrecht erhalten werden solle, und 

welche Stellung gegenüber der Erklärung der Angestellten der Gemeinde Wien einzunehmen 

wäre, dass sie aus der paritätischen Lohnkommission austreten und ihre Bezugsregelung 

unabhängig von den Staats- und Landesangestellten in Verhandlungen bloß mit der Gemeinde 

Wien erreichen wollen. 

Bürgermeister R e u m a n n  teilt mit, dass die städtischen Angestellten, veranlasst durch 

die kürzlich vorgenommenen Lohnregulierungen in den Erwerbsunternehmungen der 

Gemeinde Wien, die Erhöhung sämtlicher Stufen des Gehaltsschemas, dann der 

Teuerungszulagen und der Kinderzulagen, sowie auch aller Bezüge der Pensionisten um 100 

% verlangen. Überdies solle für einen späteren Zeitpunkt eine Neuregelung auch des 

Quartiergeldes in Aussicht genommen werden. Als augenblickliche Zuwendung werde ein 

Betrag von monatlich 500 Kronen für jeden Angestellten, gerechnet vom l. Jänner 1920 an, 

jedoch unter Abzug der gleitenden Zulage, gefordert. Die Angestellten erwarten bis Montag, 

den 23. d.Mts. eine Antwort der Gemeinde, widrigenfalls sie in den Streik treten würden. Die 

Gemeinde könne den Mehraufwand aus Eigenem nicht tragen und müsse daher vom Staate 

verlangen, ihr die Mittel hiefür zu überweisen oder neue Steuerquellen zu erschließen. 

Abgeordneter T o m s c h i k  führt aus, dass die Wünsche der staatlichen Angestellten 

bezüglich der Besoldungsreform auf die Beseitigung der großen Unterschiede in den 
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Prozentsätzen der einzelnen Stufen der Ortsklassen, dann eine Neuregelung im Aufbau und in 

der Bemessung der gleitenden Zulage, eventuell Beistellung der rayonierten Lebensmittel in 

natura, sowie schließlich auf eine weitergehende Anpassung dar Teuerungszulagen an die 

tatsächlichen Preisverhältnisse in den einzelnen Orten hinauslaufen. Darüber hinaus streben 

die Angestellten eine Bezugsregelung an, welche ihnen auch nach dem Abbau der 

Teuerungsmaßnahmen ein entsprechendes Einkommen belässt. Nach Ansicht des Redners 

werde die jetzige Unruhe unter den Staatangestellten erst dann ein Ende finden, wenn sich die 

Regierung zur Durchführung einer endgiltigen Besoldungsreform entschließt. Diese 

Besoldungsreform hätte den obigen Gesichtspunkten Rechnung zu tragen, im übrigen aber 

den Grundsatz zu verfolgen, dass die eigentlichen Bezüge nach der Qualität der 

Arbeitsleistung abgestuft, die Teuerungmaßnahmen dagegen für alle Kategorien einheitlich 

bemessen werden. 

Landesrat M ü l l e r  erklärt, dass die Landesangestellten und Lehrer selbstständig keine 

Forderungen aufgestellt, sich jetzt aber den Forderungen der Gemeindeangestellten 

angeschlossen hätten. Die Durchführung des Besoldungsübergangsgesetzes bezüglich der 

Landesangestellten werde etwa 100 Millionen Kronen kosten; sollten auch noch die neuen 

Forderungen bewilligt werden, so stiege der Mehraufwand auf 200 Millionen Kronen und 

müsste, da das Land eine solche Summe nicht aufzubringen vermöge, vom Staate getragen 

werden. Eine Streikbewegung unter den Landesangestellten und Lehrern sei kaum zu 

erwarten. 

Stadtrat B r e i t n e r  verweist darauf, dass bei den Angestellten der städtischen 

Erwerbsunternehmungen die Lohnregulierung von der Gemeinde selbstständig durchgeführt 

werden konnte, weil der Staat zu dem Mehraufwand für diese Kategorie vereinbarungsgemäß 

keinen Beitrag leiste. Der Kollektivvertrag sei mit Rückwirkung auf den 1. Jänner 1920 

abgeschlossen worden und die Angestellten hätten auf ihre neuen Bezüge bereits einen 

Vorschuss monatlicher 500 Kronen ausbezahlt erhalten. Bei Bemessung des Vorschusses sei 

nach dem Wunsche der Angestellten die Abstufung nach der Kopfzahl fallen gelassen und das 

reine Leistungsprinzip angewendet worden, sodass kinderreiche Familien weniger 

bekommen, als vordem. Die gleiche Regulierung streben nun auch die Angestellten der 

Gemeinde im Verwaltungsdienst und den nicht auf Erwerb abgestellten Betrieben an und 

begehren als erste Maßnahme ebenfalls die Auszahlung eines Vorschusses von monatlich 500 

Kronen ab Jänner pro Angestellten. Der Vorschuss sei als Ersatz für die von den Beamten als 

mangelhaft und unzweckmäßig abgelehnten gleitenden Zulagen gedacht. Über das Ausmaß 

der dauernden Bezugsregulierung werde sich im Verhandlungswege gewiss ein 
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Einverständnis erzielen lassen, doch müsse zunächst die zu Besprechungen erforderliche 

ruhige Stimmung unter den Angestellten herbeigeführt werden. Dies sei aber nur durch die 

Gewährung des begehrten Vorschusses möglich, der übrigens der endgiltigen Entscheidung 

gar nicht vorgreife, da sich die schließlichen Bezugsaufbesserungen gewiss auf höhere 

Beiträge stellen werden, als dem Vorschusse entsprechen. Um dem angekündigten Streik 

vorzubeugen, der zweifellos weitere Kreise ziehen würde, möge also die Regierung die 

Auszahlung des Vorschusses für die Monate Jänner, Februar und März unter Abzug der 

gleitenden Zulage genehmigen. 

Der Vorsitzende und Vizekanzler F i n k  erachten eine Ausgestaltung der gleitenden 

Zulage wünschenswert in der Art, dass ihrer Bemessung künftig nicht nur Mehl, Brot, Fett 

und Zucker, sondern noch weitere Artikel, wie etwa Fleisch, Kartoffeln und Heizmaterial 

zugrunde gelegt und ihre Auszahlung vom Monatsschluss auf den Monatsbeginn verlegt wird. 

Sektionschef Dr. G r i m m  meint, dass die Interessengemeinschaft zwischen Staat, Land 

und Gemeinde in Beamtenfragen aufgegeben und der Gemeinde Wien die Verhandlungen mit 

ihren Angestellten unpräjudizierlich für Staat und Land überlassen werden sollten, da sich 

zeige, dass die Wünsche der öffentlichen Angestellten durchaus nicht in einer Linie laufen, 

vielmehr in einzelnen Beziehungen, wie bei der gleitenden Zulage, direkt Entgegengesetztes 

anstreben. 

In der weiteren Debatte über diesen Gedanken, der auch von Unterstaatssekretär Dr. 

Ellenbogen vertreten wird, äußern der V o r s i t z e n d e, Stadtrat S p e i s e r  und 

Staatssekretär P a u l  Zweifel, dass es gelingen könnte, durch eine äußerliche Lösung der 

Interessengemeinschaft Rückwirkungen von Zugeständnissen an eine Gruppe auf die anderen 

Gruppen in der Praxis auszuschließen. Die Erklärung der städtischen Angestellten gebe, wie 

der Vorsitzende ausführte, allerdings die Handhabe, die Gemeinschaft als durch die Beamten 

selbst aufgehoben zu bezeichnen, sodass nunmehr jeder Arbeitgeber mit seinen Angestellten 

für sich allein zu verhandeln hätte. Unter den Arbeitgebern aber müsste der Zusammenhang 

notwendigerweise aufrechterhalten werden, denn es entstünde ein unerträglicher Zustand, 

wenn in Wien die Gemeindeangestellten besser besoldet wären, als die Staatsangestellten. 

Wegen der Rückwirkungen auf die Staatsangestellten könne auch die Gewährung eines 

Vorschusses an die Gemeindeangestellten insolange nicht in Betracht kommen, als nicht der 

Staatssekretär für Finanzen Gelegenheit zu einer Äußerung über die Möglichkeit einer 

derartigen Aufwendung hatte. 

Überhaupt erscheine dem Vorsitzenden als das richtige Forum für die Austragung der 

neuen Gehaltsforderungen der Finanz- und Budgetausschuss der Nationalversammlung. Dort 
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sollten Staat, Land und Gemeinde als Arbeitgeber auf der einen und die Angestellten auf der 

anderen Seite als Parteien einvernommen und vor der Öffentlichkeit klargestellt werden, dass 

die staatlichen Finanzen die verlangte Mehrbelastung unmöglich aushalten können. Die 

Regierung bekäme auf diese Art die Legitimation, die von der öffentlichen Meinung als 

richtig erkannte Lösung gegebenenfalls auch mit Zwang durchzusetzen. 

Nach der persönlichen Auffassung des Redners sollte die Regelung in der Art angestrebt 

werden, dass das Besoldungungsschema des Besoldungsübergangsgesetzes unverändert 

aufrecht bleibt, dafür aber eine Ausgestaltung der gleitenden Zulage durch Einbeziehung 

neuer Artikel und Festsetzung antizipativer Auszahlung erfolge und schließlich in den Orten 

mit vierteljährlichem Mietzinsterminen die Flüssigmachung eines prozentuellen Teiles der 

Ortsklassenzulage in vierteljährlichen Vorhineinraten vorgesehen werde. 

Der Kabinettsrat werde aber vor Stellungnahme der Koalitionsparteien zu dem Problem zu 

keiner Beschlussfassung gelangen können. Redner schlage daher vor, die Frage zunächst des 

Koalitionskomitee vorzulegen und die Entscheidung des Kabinettsrates einer neuerlichen 

Sitzung am Sonntag den 22. Februar, 10 Uhr vormittags, zu welcher die heute anwesenden 

Vertreter von Land und Gemeinde Wien sowie Abgeordneter T o m s c h i k  wieder 

erscheinen mögen, vorzubehalten. 

Der Kabinettsrat schließt sich dieser Auffassung an und vertagt den Gegenstand für die 

Sitzung am 22. Februar 1920. 

 

4. 

Zuweisungen an die Familien der beiden gelegentlich der Vorfälle am 10. Februar ums Leben 

gekommenen Gendarmen. 

Staatssekretär E l d e r s c h  führt aus, dass bei den Unruhen in Leoben am 10. d.Mts. die 

provisorischen Gendarmen Karl C i l e k  und Anton S t a m s  der Gendarmerie-

Grenzschutzleitung Wiener Neustadt durch Schüsse aus der Mitte der Demonstranten in 

Ausübung ihrer Pflicht getötet worden seien und weiters der bei dem gleichen Anlasse durch 

einen Revolverschuss in den Oberschenkel schwer verletzte provisorische Gendarm Richard 

B u r g  der Gendarmerie-Grenzschutzleitung Wiener Neustadt gleichfalls kaum mit dem 

Leben davonkommen dürfte. 

Die beiden getöteten Gendarmen seien zwar ledigen Standes gewesen, hätten aber 

Angehörige in Verhältnissen zurückgelassen, welche der Staatsregierung die moralische 

Verpflichtung auferlegten, diesen Hinterbliebenen angemessene Unterstützungen 

zuzuwenden. 
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Der provisorische Gendarm Karl C i l e k  entstamme einer neunköpfigen Lehrersfamilie 

mit gegenwärtig noch vier unversorgten Kindern und habe trotz der schwierigen 

Lebensverhältnisse seine Eltern nachweisbar aus seinen Dienstbezügen tatkräftigst unterstützt. 

Der provisorische Gendarm Anton S t a m s  sei das älteste von sechs Kindern eines armen 

Porzellanmalers im Bezirke Friedland, Böhmen gewesen und habe, nach dem Umsturze mit 

anderen Gendarmen deutscher Nationalität anlässlich der Besetzung Deutschböhmens durch 

die Tschechoslovaken geflüchtet und zur d.ö. Gendarmerie übernommen, seither seine in sehr 

dürftigen Verhältnissen lebende Familie, erwiesenermaßen nach Kräften unterstützt. 

Der sprechende Staatssekretär stelle daher den Antrag, den Familien der beiden in treuester 

Erfüllung ihrer schweren Pflicht getöteten Gendarmerieorgane zur Linderung ihrer Not eine 

Staatsaushilfe von 10.000 Kronen zu bewilligen. 

Der Kabinettsrat beschließt, den Familien der beiden getöteten Gendarmen eine einmalige 

Unterstützung aus Staatsmitteln im Betrage von 10.000 Kronen zuzuwenden. 

 

5. 

Stabilisierung der Stadtschutzwache in Wien. 

Staatssekretär E l d e r s c h  teilt mit, dass zwischen dem Staatsamt für Inneres und 

Unterricht und dem Staatsamt für Finanzen in der Frage der Stabilisierung der Wiener 

Stadtschutzwache eine Meinungsverschiedenheit entstanden sei, deren Austragung er durch 

eine Entscheidung des Kabinettsrates erbitte. 

Die Stadtschutzwache sei, wie bekannt, in den Tagen des Umsturzes als Hilfsorgan der 

Polizei bei Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung ins Leben gerufen und in der Annahme, 

damit nur ein kurzfristiges Provisorium zu schaffen, bloß auf einen Bestand von wenigen 

Wochen eingerichtet worden. Nunmehr bestehe die Stadtschutzwache aber schon seit länger 

als Jahresfrist und bei der zunehmenden Verschlechterung in den Sicherheitsverhältnissen von 

Wien werde noch lange Zeit nicht daran gedacht werden können, sie aufzulösen. Dadurch sei 

die dringende Notwendigkeit erwachsen, die Stadtschutzleute in ein definitives 

Dienstverhältnis zu überführen. Eine Eingliederung in die Polizei könne nicht erfolgen; dazu 

sei der Unterschied in den Dienstverrichtungen der beiden Wachkörpern zu groß und 

außerdem müsste auf den Artikel 123 des Friedensvertrages Bedacht genommen werden, nach 

welchem die Zahl der Orts- und Gemeindepolizisten oder anderer ähnlicher Angestellter nicht 

die Zahl jener überschreiten darf, die im Jahre 1913 den gleichen Dienst versahen. 

Aus diesen Erwägungen habe das Staatsamt für Inneres und Unterricht die Stabilisierung 

der Stadtschutzwache als einer Art Gewölbewache ins Auge gefasst. Die 
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Stadtschutzwachleute sollen dabei, da sie nicht die Schulung für den eigentlichen 

Polizeidienst besitzen und ihre Tätigkeit der Hauptsache nach in untergeordneten 

Wachdiensten bestehe, in die Dienerkategorie eingereiht werden. Dieser Ausweg halte 

zwischen der Stadtschutzwache und der Polizei eine strenge Scheidung aufrecht, so zwar, 

dass weder eine Anrechnung der Stadtschutzwache auf die Zahl der Polizeimannschaft nach 

Artikel 123 des Friedensvertrages platzgreifen könne, noch für die Stadtschutzwache eine 

Handhabe geboten sei, die Gleichstellung in den Bezügen mit den Sicherheitswachorganen zu 

verlangen. Überdies werde mit der Aufstellung einer Gewölbewache dem dringenden 

Wunsche der Geschäftswelt nach ausgiebigerer Bewachung der Verkaufsläden zur Nachtzeit 

Rechnung getragen und die Interessenten hätten sich schon bereit erklärt, die gesamte 

Bezahlung einer solchen Fachorganisation wie auch die Bildung eines Pensionsfondes für sie 

auf sich zu nehmen. Trotz der offenkundigen Vorteile dieser Lösung für den Staatsschatz, der 

daraus nicht nur keine Mehrbelastung erführe, sondern auch von den jetzigen Leistungen für 

die Stadtschutzwache befreit würde, habe das Staatsamt für Finanzen unter Berufung auf den 

Artikel 123 des Friedensvertrages Einsprache erhoben und mit der weiteren Begründung, die 

Stadtschutzwache werde doch binnen Kurzem die Behandlung nach den 

Gebührenvorschriften der Polizeiorgane verlangen und dem Staatsschatze dann erhebliche 

Auslagen verursachen, die Abstandnahme von der Stabilisierung verlangt. 

Redner vermöge sich diesem Standpunkte nicht anzuschließen; die Notwendigkeit der 

Beibehaltung dieses Fachkörpers stehe außerhalb jedes Zweifels und wenn den 

Stadtschutzleuten nicht bald Beruhigung über ihre Zukunft geboten werde, müsste unter ihnen 

naturgemäß eine Stimmung entstehen, welche sie zur Verwendung im öffentlichen 

Sicherheitsdienste unbrauchbar mache. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte daher die grundsätzliche Ermächtigung des 

Kabinettsrates, durch den Polizeipräsidenten in Wien über die Aufstellung der 

Stadtschutzwache als Gewölbewache mit den in Betracht kommenden Korporationen der 

Kaufmannschaft sofort Verhandlungen einleiten und mit aller Beschleunigung zum Abschluss 

bringen zu dürfen. 

Nach einer kurzen Begründung des Standpunktes der Finanzverwaltung durch 

Sektionschef Dr. G r i m m  und einem Hinweise das Vizekanzlers F i n k  darauf, dass der 

Fortbestand der Stadtschutzwache unbedingt gesichert werden müsste, sei es auch auf dem 

Wege ihre Anrechnung auf den nicht erreichten Stand der nach dem Friedensvertrage 

zulässigen Heeresstärke, beschließt der Kabinettsrat nach dem Antrage des Staatssekretärs für 

Inneres und Unterricht. 
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6. 

Sonderabkommen zwischen Österreich und Italien über den künstlerischen und 

wissenschaftlichen Besitz sowie über die Ergänzung und Erläuterung des Staatsvertrages von 

St. Germain. 

Der Vorsitzende verweist auf den den Kabinettsmitgliedern zugegangenen Bericht des 

Staatamtes für Äußeres, betreffend das Sonderabkommen zwischen Österreich und Italien 

über den künstlerischen und wissenschaftlichen Besitz sowie über die Ergänzung und 

Erläuterung des Staatsvertrages von St. Germain (Beilage B des Protokolles) und erbittet die 

Genehmigung des Kabinettsrates zur Absendung der nachstehenden Note an die königlich 

italienisch diplomatische Mission: 

Den wenigen Vorteilen, die aus dem vorliegenden Abkommensentwurfe der Republik 

Österreich erwachsen und die insbesondere, was die Sicherung des öffentlichen Kunstbesitzes 

gegen Ansprüche von dritter Seite anbelangt, an Entschiedenheit und Deutlichkeit manches zu 

wünschen übriglassen, stehen unserem Kunstbesitze auferlegte sehr schwere Opfer 

gegenüber. Wenn sich die Staatsregierung trotzdem für die Annahme fast sämtlicher 

Entwurfsbestimmungen entschlossen hat und, wenn auch ungern und schweren Herzens, ihre 

Zustimmung zu der italienischen Fassung des Artikel 3 gibt, durch den zwei besonders 

wertvolle Kunstgegenstände: das Reliquiar des Bessarione und das Kreuz des Heiligen 

Theodor, unseren Sammlungen entzogen werden, so bringt sie auch dieses Opfer im 

Vertrauen darauf, dass ihre entgegenkommende Haltung seitens der königlich italienischen 

Regierung ganz besonders gewürdigt werden und dass Italien bestrebt sein wird, als Ersatz für 

die ungleiche Verteilung der Vor- und Nachteile in vorliegendem Abkommen, in allen 

anderen Belangen das Interesse der Republik Österreich nachdrücklichst zu fördern. 

Nur hinsichtlich der Fassung des Artikel 5, durch welche dem österreichischen 

Kunstbesitze derart unerträgliche Opfer an Kunst- und Geldeswert zugemutet werden, dass es 

für den Fall deren Beibehaltung vorgezogen werden müsste, unter Verzicht auf ein 

Sonderabkommen, auf dem Boden des Staatsvertrages von St. Germain zu verharren, vermag 

die Staatsregierung die Verantwortung für die Annahme nicht zu übernehmen und schlägt 

daher vor, dass diese wie folgt modifiziert werde: 

„Die Republik Österreich verpflichtet sich, in Durchführung der Artikel 192, 193 und 196 

des Staatsvertrages von Saint Germain alles archivalische, historische, künstlerische, 

archäologische, wissenschaftliche und Bibliotheksmaterial, das den jetzt an Italien 

abgetretenen Gebieten enttragen wurde und als solches, d.h. nicht durch Kauf oder Geschenk 
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erworbenes, in Anstalten oder an öffentlichen Stellen der Republik Österreich nachweisbar 

ist, wann immer diese Enttragung erfolgt sei, zurückzustellen, soweit diese Gegenstände ihrer 

Entstehung nach zum historischen und kulturellen Besitz Italiens oder der ihm abgetretenen 

Provinzen gehören. Seinerseits wird Italien das Material gleicher Art zurückstellen, welches 

sich etwa unter analogen Anspruchsverhältnissen der Republik Österreich in jenen an Italien 

abgetretenen Gebieten findet.“ 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung und ermächtigt das Staatsamt für 

Äußeres, nach Einlangen der Zustimmung der italienischen Mission zu der neuen Fassung des 

Artikels 5, den nur in diesem einen Punkte abgeänderten Entwurf namens der Staatsregierung 

zu unterzeichnen und den Austausch der zugehörigen Schreiben und Noten vorzunehmen. 

 

7. 

Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschlüssen der Nationalversammlung. 

Über Antrag des Vorsitzenden erhebt der Kabinettsrat gegen die von der 

Nationalversammlung beschlossenen Gesetze 

1.) betreffend die Rechtsverhältnisse der Journalisten (Journalistengesetz) 

2.) über die Änderung des Dienstverhältnisses der Diener (Unterbeamten) des Justizressorts 

als Vollstreckungsorgane, 

3.) über das Dienstverhältnis der Gefangenoberaufseher und Gefangenaufseher der 

Gerichtsgefängnisse und Männerstrafanstalten (Aufseherdienstgesetz) 

4.) über die Gewährung von Übergangsbeiträgen an die aktiven Lehrpersonen der öffentlichen 

Volks- und Bürgerschulen für das Jahr 1919, 

5.) betreffend Änderungen des Gesetzes über die Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 

Krankheiten (Epidemiegesetznovelle) 

keine Vorstellung. 

Die erwähnten Gesetze sind demgemäß nach Gegenzeichnung durch den Staatskanzler und 

die zuständigen Staatssekretäre dem Präsidenten der Nationalversammlung zur Fertigung 

vorzulegen. 

 

8. 

Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, betreffend, die Abänderung des § 108 des Gesetzes 

vom 30. März 1896, L.G.Bl. Nr.31, womit eine Bauordnung für die Landeshauptstadt 

Innsbruck erlassen wurde. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  erbittet und erhält die Ermächtigung, die Landesregierung in 
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Innsbruck zu verständigen, dass die Staatsregierung gegen das vom verfassunggebenden 

Tiroler Landtage am 26. Jänner 1920 beschlossene Gesetz, betreffend die Abänderung des § 

108 des Gesetzes vom 30. März 1896, L.G.Bl. Nr. 31, womit eine Bauordnung für die 

Landeshauptstadt Innsbruck erlassen wurde, eine Vorstellung im Sinne des § 14 des Gesetzes 

vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 179, nicht erhebe und der sofortigen Kundmachung des 

Gesetzes zustimme. 

 

9. 

Vollzugsanweisung über die Unterrichts- und Kollegiengelder an den Hochschulen. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  begründet die Notwendigkeit, an den Hochschulen 

(Universitäten, Technischen Hochschulen, Hochschule für Bodenkultur, Tierärztliche 

Hochschule, Akademie der bildenden Künste und akademischer Spezialschule für 

Medailleurkunst) die Kollegien- beziehungsweise Unterrichtsgelder und sonstigen Zahlungen 

bei gleichzeitiger Neuregelung der Bestimmungen über die Gewährung von Befreiungen einer 

Erhöhung zu unterziehen und im Zusammenhange damit an den Hochschulen mit einheitlich 

festgesetztem Unterrichtsgeld eine Änderung in der Ermittlung des hievon den Lehrkräften 

gebührenden Anteiles vorzunehmen. 

Der Kabinettsrat erteilt dem sprechenden Unterstaatssekretär die Ermächtigung, die im 

Einvernehmen mit den beteiligten Staatsämtern vorbereiteten fünf Vollzugsanweisungen über 

diesen Gegenstand zu erlassen. 

 

10. 

Vollzugsanweisung, betreffend die von den Studierenden der montanistischen Hochschule in 

Leoben zu entrichtenden Unterrichtsgelder und sonstigen Zahlungen. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, betreffend die von den Studierenden der montanistischen 

Hochschule in Leoben zu entrichtenden Unterrichtsgelder und sonstigen Zahlungen, durch 

welche die Unterrichtsgebühren an dieser Hochschule entsprechend den für die übrigen 

Hochschulen in Aussicht genommenen Abänderungen neu festgesetzt werden. 

 

11. 

Sicherstellung des Erfordernisses für das Handelsmuseum in Wien bis zum Ende des 

Verwaltungsjahres 1920/1921. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  verweist darauf, dass der im Ausschuss der 
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Nationalversammlung bereits zur Annahme gelangte Entwurf des neuen Kammergesetzes 

eine Vereinheitlichung des kommerziellen Informationsdienstes herbeiführe, vermöge deren 

das Handelsmuseum in Wien künftig in ein direktes Verhältnis zu den Kammern für Handel, 

Gewerbe und Industrie treten werde. Es stehe also eine Loslösung des Handelsmuseums von 

der staatlichen Verwaltung und die allmähliche Überwälzung seiner Erhaltungskosten auf die 

Kammern bevor. Die Abmachungen darüber könnten aber erst nach der Verabschiedung des 

neuen Kammergesetzes durch die Nationalversammlung getroffen werden, so dass es 

notwendig erscheine, das budgetäre Erfordernis des Handelsmuseums für das kommende 

Verwaltungsjahr 1920/21 noch aus staatlichen Mitteln sicherzustellen. Bisher habe der 

staatliche Beitrag für die Personalbezüge des staatlichen Personals des Handelsmuseums 

135.000 K und für die sachlichen Erfordernisse 290.000 K, zusammen also ausschließlich der 

Exposituren 425.000 K betragen. Durch das Besoldungsübergangsgesetz sei aber der 

Aufwand für das staatliche Personal auf 835.000 K und der Aufwand für das vertragsmäßig 

angestellte Personal, dessen Besoldung in den sachlichen Erfordernissen inbegriffen war, um 

320.000 K festlegen. Das Gesamterfordernis des Handelsmuseums stelle sich darnach 

nunmehr auf 835.000 K für das staatliche Personal, 320.000 K für das Vertragspersonal und – 

bei Kürzung um 40.000 K, – auf 250.000 K für die sachlichen Erfordernisse, zusammen 

1,405.000 K, zuzüglich eines unverändert bleibenden Kredites von 200.000 K für die 

Handelsberichterstattung. 

Der sprechende Staatssekretär stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat möge dem 

Handelsmuseum in Wien für das Verwaltungsjahr 1920/21 eine staatliche Subvention im 

Betrage von 1,405.000 K zur Deckung der Personal- und sachlichen Erfordernisse unter 

Aufrechterhaltung des bisherigen Kredites für die Handelsberichterstattung bewilligen. 

Der Kabinettsrat erteilt nach kurzen Bemerkungen des Sektionschefs Dr. G r i m m  die 

erbetene Bewilligung. 

 

12. 

Vereinbarung mit der tschechoslovakischen Staatsbahnverwaltung über die ausschließliche 

Benützung der Eisenbahnwerkstätte in Gmünd für Zwecke der tschechoslovakischen 

Staatsbahnen. 

Staatssekretär P a u l  erinnert daran, dass gelegentlich der im Jänner l.J. vom Staatskanzler 

und den wirtschaftlichen Staatssekretären in Prag gepflogenen Verhandlungen mit der 

tschechoslowakischen Regierung vom tschechoslovakischen Eisenbahnministerium angeregt 

worden sei, zur Verbesserung der Betriebsverhältnisse auf den beiderseitigen Bahnlinien eine 
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Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Eisenbahnwerkstätte in Gmünd herbeizuführen und dazu 

den Betrieb der Werkstätte noch vor Einverleibung des Gebietes von Gmünd in die 

tschechoslovakische Republik zu übergeben, damit die wegen ihrer tschechoslovakischen 

Volkszugehörigkeit vom Dienste enthobenen ca. 18Ö gut ausgebildeten Handwerker wieder 

eingestellt und dem Materialmangel der Werkstätte durch tschechoslovakische Lieferungen 

abgeholfen worden könne. 

Die damaligen Verhandlungen hätten aber wegen zweier unerfüllbarer Forderungen der 

Tschechen betreffend die Übernahme der Haftung für Sabotageschäden während des 

Provisoriums durch die österreichische Staatsbahnverwaltung sowie die Feststellung des 

Inventars der Werkstätte und des Materialmagazines nach dem Stande vom 3. November 

1918 zu keinem Ergebnis geführt. Nachher wäre die tschechoslovakische 

Staatsbahnverwaltung aber mit einem neuen Vorschlage hervorgetreten, Österreich möge die 

Führung des Werkstättenbetriebes, jedoch ausschließlich für Zwecke der 

tschechoslovakischen Staatsbahnen, beibehalten und lediglich die Entsendung einzelner 

tschechischer Organe in die Werkstätte zur Überwachung der wirtschaftlichen Interessen 

zulassen. An der Belieferung der Werkstätte mit Material durch die tschechoslovakische 

Staatseisenbahnverwaltung sowie der Wiedereinstellung der enthobenen 

tschechoslovakischen Bediensteten solle auch bei dieser Art der Lösung festgehalten werden. 

Auf der dargestellten Grundlage seien nun die beiderseltigen Unterhändler am 10. Februar 

zu einer Vereinbarung gelangt, die nur noch der Genehmigung der österreichischen und der 

tschechoslovakischen Staatsbahnverwaltung bedürfe. Das Übereinkommen schaffe zwar die 

Singularität, dass in einem österreichischen staatlichen Betriebe ausländische Angestellte 

verwendet werden. Redner beabsichtige aber, angesichts der Besonderheit der Verhältnisse im 

vorliegenden Fall, sofern das tschechoslovakische Eisenbahnministerium den Beitritt 

vollzieht, die getroffenen Abmachungen auch seinerseits zu genehmigen und erbitte hiezu die 

Zustimmung des Kabinettsrates. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

13. 

Einführung der Sommerzeit im Jahre 1920. 

Staatssekretär P a u l  führt aus, dass in Italien, Frankreich und Ungarn, möglicherweise 

auch in Jugoslawien, der Tschechoslowakei und Polen im laufenden Jahre die sogenannte 

Sommerzeit wieder eingeführt werden dürfte. Die Schweiz werde voraussichtlich wie bisher 

dem Beispiele nicht folgen; der Standpunkt Deutschlands sei noch nicht bekannt. 
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Auch bei uns werfe die Öffentlichkeit bereits die Frage auf, ob sich nicht Österreich 

gleichfalls für die Sommerzeit entscheiden sollte. 

Um gegebenenfalls die nötigen verkehrstechnischen Vorarbeiten zeitgerecht treffen zu 

können, halte es der sprechende Staatssekretär vom Standpunkte des von ihm geleiteten 

Ressorts dringend wünschenswert, darüber sobald ale möglich schlüssig zu werden. Redner 

erbitte daher eine grundsätzliche Entscheidung des Kabinettsrates über diese Frage. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  tritt entschieden für die Einführung der Sommerzeit ein, da 

es im Auslande berechtigten Anstoß erregen müsste, wenn Österreich ständig wegen 

Verbesserung der Kohlenzufuhren vorstellig wird, trotzdem aber von einem Mittel, das 

erprobtermaßen eine sehr beträchtliche Ersparnis im Kohlenverbrauch bewirkt, keinen 

Gebrauch macht. 

Nach dem Antrage des Vizekanzlers F i n k  beschließt dar Kabinettsrat an den Präsidenten 

der Nationalversammlung das Ersuchen zu richten, die Angelegenheit auf die Tagesordnung 

der nächsten Sitzung des Hauptausschusses zu stellen und der Beratung darüber den 

Staatskanzler sowie die Staatssekretäre für Verkehrswesen und für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten beizuziehen. 

 

14. 

Ergebnis der Kohlenverhandlungen in Prag. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  berichtet, dass bei den Kompensationsverhandlungen, 

welche in der Zeit vom 30. Jänner bis zum 9. Februar l.J. in Prag zwischen den Vertretern der 

österreichischen und der tschechoslovakischen Regierung über die Durchführung des 

Kohlenübereinkommens vom 12. Jänner stattgefunden haben, keine volle Einigung erzielt 

werden konnte, sondern eine Anzahl von Punkten übrig geblieben sei, hinsichtlich welcher 

die Unterhändler sich darauf beschränken mussten, ihre beiderseitigen abweichenden 

Auffassungen in dem vorläufigen Protokolle einander gegenüber zu stellen. 

Der erste der offen gebliebenen Punkte, betreffe das Verlangen der Tschechen, dass die 

Bezahlung der Kompensationsgüter in der Währung des Verkäufers zu erfolgen habe, 

wogegen nach den österreichischen Wünschen die Bestimmung der Währung der freien 

Vereinbarung zwischen den Interessenten zu überlassen wäre. 
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Ferner sei nicht zur Austragung gekommen die von der tschechischen Regierung 

angemeldete Forderung der Landwirtschaft auf Kompensationsgüter im Gesamtwert von ca. 

80 Millionen tschechoslovakischen Kronen, umfassend landwirtschaftliche Bedarfsartikel, 

wie Knochen, landwirtschaftliche Spezialmaschinen, Rohstoffe zur Kunstdüngererzeugung u. 

dgl. sowie landwirtschaftliche Produkte, wie Nutz- und Zugvieh, Pferde, Leinsamen und 

ähnliches. Die österreichischen Vertreter hätten hier außer den bereits verhandelten 750.000 

Sensen und 200.000 Sicheln nur noch die Lieferung von landwirtschaftlichen 

Spezialmaschinen österreichischer Erzeugung nach Aufhebung des für solche bestehenden 

tschechischen Einfuhrverbotes sowie den Abschluss eines Separatabkommens über die 

Lieferung von Knochen gegen Superphosphate in Aussicht gestellt, die Lieferung von Nutz- 

und Zuchtvieh, sowie von Pferden jedoch als unmöglich erklärt, da Österreich nicht einmal im 

Stande sei, die im Friedensvertrage von St. Germain vorgeschriebenen Viehablieferungen zu 

bewirken. 

Eine weitere Differenz bestehe hinsichtlich des tschechischen Begehrens, dass das 

Abkommen unbeschadet aller einschlägigen Bestimmungen des Friedensvertrages zu gelten 

habe. Österreichischerseits sei einer solchen ausdrücklichen Berufung auf den Friedensvertrag 

entgegengetreten worden, um die Auslegung zu verhindern, dass Waffen und Munition, deren 

Überschuss über den eigenen Bedarf nach dem Friedensvertrag an die alliierten und 

assoziierten Mächte auszuliefern ist, keinen Gegenstand des Kompensationsverkehres bilden. 

Die fünf letzten Abweichungen finden sich in dem Sonderabkommen über die Lieferung 

von Sachdemobilisierungsgüter. Hier hätten die Tschechen zunächst den freien Zutritt zu den 

Depots und Anstalten zwecks Besichtigung und Auswahl der Sachdemobilisierungsgüter im 

allgemeinen angestrebt, wogegen die österreichischen Vertreter ihn auf die Besichtigung und 

Auswahl der „angesprochenen“ Sachdemobilisierungsgüter beschränkten. Dadurch solle 

verhindert werden, dass die Tschechen genaueren Einblick in unsere Bestände erhalten und 

darnach dann erst ihre Forderungen einrichten. Ferner haben unsere Unterhändler den Beisatz, 

das nur jene Sachdemobilisierungsgüter als geliefert anzusehen sind, welche bereits die 

tschechische Grenze überschritten haben, in der Erwägung abgelehnt, dass bei einer solchen 

Einschränkung die Tschechen es in der Hand hätten, durch Verzögerung des Abtransportes 

bereits übernommener Sachdemobilisierungsgüter die Zahlungsbilanz aus dem 

Übereinkommen zu unseren Ungunsten willkürlich zu verschieben und für die danach 

künstlich errechnete Überbelieferung an Kohle besondere Sicherstellung zu verlangen. Für die 

Bezahlung der Sachdemobilisierungsgüter wollen die Tschechen die österreichische Währung 

festlegen. Unsere Unterhändler machten das Eingehen auf diese Forderung jedoch von dem 
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Vorbehalte abhängig, dass in dem Hauptabkommen beide Währungen nach freier 

Übereinkunft der Interessenten als Zahlungsmittel zugelassen werden. Weiters seien die 

österreichischen Unterhändler auf die Einräumung eines Voreinkaufsrechtes an die 

tschechoslovakische Republik hinsichtlich des Demobilisierungsmaterials aus politischen 

Gründen nicht eingegangen, worauf die tschechoslovakischen Delegierten erklärten, sich mit 

einer schriftlichen Zusicherung des Voreinkaufsrechtes seitens der österreichischen Regierung 

außerhalb des Kompensationsabkommens begnügen zu wollen. Aus innerpolitischen Gründen 

sei schließlich die Bestimmung abgelehnt worden, wonach die österreichische Regierung 

dafür bürgen sollte, dass die Arbeiter- und Soldatenräte bei der Übernahme, Fortschaffung 

und Ausfuhr des Materials keine Schwierigkeiten bereiten. Auch hier wollen die Tschechen 

sich nun mit der Abgabe einer schriftlichen Erklärung der österreichischen Regierung 

zufrieden geben. 

Die Ergebnisse der Kompensationsverhandlungen sollen nicht in Vertragsform, sondern 

bloß protokollarisch festgehalten werden und bedürfen noch der Genehmigung der 

beiderseitigen Regierungen. Vorher hätte jedoch erst die Bereinigung der offen gebliebenen 

Punkte im diplomatischen Wege zu geschehen und Redner erbitte die Ermächtigung des 

Kabinettsrates, hiebei an den von den österreichischen Unterhändlern eingenommenen 

Standpunkte festhalten zu dürfen. 

Sektionschef Dr. G r i m m  spricht sich gegen das Zugeständnis aus, dass die Bezahlung 

der Sachdemobilisierungsgüter, welche bisher in tschechoslowakischer Währung geleistet 

worden sei, künftighin in österreichischer Führung erfolgen könne. 

Ein Vorverkaufsrecht auf das Sachdemobilisierungsmaterial wie es die Tschechen 

verlangen, könne auch in der Form einer schriftlichen Zusicherung der Regierung nicht 

zugestanden werden. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  legt dar, dass in der Frage der Bezahlung der 

Sachdemobilisierungsgüter den Tschechen entgegengekommen werden sollte, um ihr 

Einverständnis für die Zulassung der beiden Währungen als Zahlungsmittel für die übrigen 

Kompensationsgüter zu erreichen. In dieser Hinsicht, wie bezüglich der Einräumung eines 

Voreinkaufsrechtes auf das Sachdemobilisierungsmaterial würde dem Staatsamt für Finanzen 

noch Gelegenheit zur Stellungnahme geboten sein, da das Protokoll zunächst den 

Staatsämtern für Finanzen und für Äußeres zugehen solle. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des Antrages des Staatssekretärs Ing. Z e r d i k, den 

Vorbehalten unserer Unterhändler beizutreten und in diesem Sinne die diplomatischen 

Verhandlungen aufnehmen zu lassen. 
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[KRP 148, 20. Februar 1920, Stenogramm Groß] 
 
148. Sitzung, 20. Februar '20. 
 
1. 
Renner: [Um] 4 Uhr [kommen] Vertreter der Gemeinde Wien, Niederösterreichs und Wilfling 

zur Besprechung der Besoldungsfrage. 
 
 
Stöckler. [Ich berichte über den] Holzabstockungsvertrag, den das Staatsamt für 

Landwirtschaft geschlossen hat mit einem Konsortium, weil ich erwarte, daß auf die 
Herren eingewirkt wird und verpflichtet zu sein glaube, das Kabinett zu informieren. 
Mit den Holzverträgen ist eine Riesen-Treiberei. Der Kabinettsrat weiß auch, daß wir 
sehr rückständig sind, die Holzbringung große Schwierigkeiten macht, weil der Bau 
von Bringungsmitteln ganz außer Acht gelassen wurde. Einerseits zeigen die Akten die 
Rückständigkeit der Staatsforstverwaltung und des Ministeriums. Es wurden 
Investitionen abgelehnt als zu teuer. So sind Investitionen, die 3-400.000 Kronen 
kosten, unterblieben, welche heute 20 Millionen erfordern. Große Mengen Holz 
müssen in diesen Revieren verfaulen.  

Solche Verhältnisse sind im Bezirk Weyer, Wildalpen, Reichraming. Die 
Staatsforstverwaltung hat ein Stück Waldbahn gebaut, ein zweites Stück vergeben. Es 
besteht aber die Gefahr, daß es nicht ausgebaut wird, weil die Unternehmer nicht 
verläßlich sind. Wir haben an das Staatsamt für Finanzen um Zuweisung der Mittel 
uns gewendet, dieses erklärte aber, die Mittel nicht beistellen zu können. Die Zeit 
drängt. Es liegen 20-40.000 Windwürfe, welche nicht gebracht werden können. Die 
Triften sind verfallen oder sind so ungünstig, daß das Holz jahrelang liegen müßte bis 
reichlich Wasser käme, weil das Gefälle zu gering ist. 

Es müssen also Bahnen gebaut werden. Es haben sich interessierte Gruppen 
gemeldet, deren Offerte geprüft werden müssen. Wir haben die Erfahrungen gemacht, 
daß sich interessierte Gruppen bei Windwürfen bewerben, sie nehmen das bequem 
[Erreichbare] und lassen das andere liegen. So hat eine interessierte Gruppe durch 
die Zentralbank der deutschen Sparkassen, die alpenländische Holz- und 
Industriegesellschaft, Anbote gemacht. Diese beruhen [aber] auf einem nicht 
gangbaren Stockpreis. [Sie] haben sich zwar zu Erhöhungen bereit erklärt, aber es bei 
ihnen nicht die heimische Sägeindustrie vertreten. 

Dann ist aufgetreten ein Konsortium von Sägebesitzern der Gegend. Dieses Offert 
schien als das beste, besonders deshalb, weil ein fixer Preis gesetzt wird. Es muß ein 
langfristiger Vertrag sein, damit die Gesellschaft die Bringungsmittel bauen [kann] 
oder wenigstens finanziert hat. Die Bringungsanlagen müssen nach Ablauf des 
Vertrages dem Staat unentgeltlich zufallen. 

In der jetzigen Zeit ist es für eine kurze Spanne Zeit ausgeschlossen, einen fixen 
Preis zu vereinbaren, weil die Marktpreise ungeheuer schwanken. Sie sind in einem 
Monat um 40-60% gestiegen. Darum wurde die Form gewählt, nicht das starre System 
zu wählen, sondern die Holzpreise gleitend nach den Marktpreisen einzurichten. Als 
Grundlage den Preis des Rundholzes zu nehmen, ist schwer, weil der Rundholzpreis 
von den Verhältnissen sehr abhängt. Viel sicherer ist, den Preis der Bretter als 
Grundlage zu nehmen. Dieser ist bekannt und notiert sogar auf der Börse. Der Preis 
wird alljährlich festgesetzt, es wird der Bretterpreis im Inland und Ausland genommen 
und von diesem die mittlere Linie. Notiert er nicht an der Börse, so wird durch 
Fachmänner von beiden Seiten der Preis bestimmt. Von diesem Bretterpreis aus wird 
der Rundholz[preis] im Verhältnis von 1:3 bestimmt. Diese Formel entspricht nach 
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den heutigen Verhältnissen - zudem wird der Staat noch eine Beteiligung am Gewinn 
haben. Es ist das der einzige richtige Schlüssel. Wir haben diesen Vertrag 
abgeschlossen auf dieser Basis. 

Die Unternehmer bauen die Bringungsanlagen oder sie bestreiten die Baukosten 
zinsenfrei, wenn die Staatsforstverwaltung selbst baut. Dieser - der Vertrag läuft 20 
Jahre, um eine Amortisation zu ermöglichen. Nach dieser Zeit fallen alle 
Bringungsanlagen dem Staat unentgeltlich zu. Die Schlägerung haben die 
Unternehmer zu zahlen und durchzuführen. Benützen sie die Arbeiter der 
Staatsforstverwaltung, haben sie alle Unkosten des Staates zu tragen. Der alljährliche 
Grundpreis wird nach dem Bretterpreis abzüglich der Bringung - davon wird 
abgeleitet der Rundholzpreis und daraus ergibt sich abzüglich der Bringungs- und 
Schlägerungskosten der Stockzins. 

An dem Reingewinn ist der Staat mit 20% beteiligt. Der Staat kann - [hat das 
Recht], durch einen Vertreter die ganze Geschäftsgebarung zu überwachen, er kann 
bei Zuwiderhandlungen den Vertrag auflösen. Der Vertrag ist die einzige Form, in 
welcher in der Zukunft langfristige Verträge werden geschlossen werden können. Mit 
fixen Preisen kann man nicht rechnen, die gleitende Skala ist die einzig richtige. Der 
Preis wird alljährlich festgesetzt und danach kann man behaupten, daß keinem ein 
Unrecht geschieht. 

Die Interessenten sind heimische Sägebesitzer, sie kennen die Verhältnisse. Ich 
ersuche um Kenntnisnahme dieser Holzvergebung. 

Eldersch: Frage, ob dieser Vertrag auch für Tirol gilt. 
Stöckler: Der Vertrag gilt nur für Reichraming. 
Grimm: Wir halten das für einen großen Fortschritt gegenüber früher. Aufgefallen ist mir die 

Frist von einem Jahr. Die Frist scheint mir zu lang, die Revisionen sollten halbjährig 
erfolgen. 

Eisler: Das Verhältnis 1:3 zwischen Rundholz und Schnittware - gilt das nur bei [...] Ware? 
Stöckler: Die Preisfestsetzung kann nur alljährlich erfolgen. Es kann nur geschehen nach der 

Bringung und das ist nur möglich im Frühjahr und Sommer. Im Winter kann nichts 
gemacht werden. Die Preisfestsetzung geschieht im Juni. Die Schlägerung fängt im 
Frühjahr an, im Winter wird das Holz auf den Rieswagen an die Schleppbahn oder die 
Trift gebracht, kann dort aber noch nicht vermessen werden. Erst im Frühjahr wird es 
gemessen. Der stabilste Holzmarkt ist im Sommer, darum kann der Preis nur einmal 
im Jahr festgesetzt werden. 

Renner: Der Kabinettsrat nimmt den Bericht Stöcklers zur Kenntnis. 
 
 
2. 
Renner: Im Verkehr mit den in.[teralliierten] Kommissionen durch die verschiedenen 

Staatsämter haben sich Schwierigkeiten ergeben und das Heeresamt hat [eine] 
Erörterung der Frage im Kabinettsrat gewünscht. 

Oberst Schneller: -. 
Deutsch: Wir wollen für den Marine- und Luftfahrtsausschuß zwei Fachleute in der 

Hauptmann-Charge bestimmen, um die Bedeutungslosigkeit hervorzuheben. Für die 
anderen Fragen könnte man Zivilisten nehmen, um erkennen zu lassen, daß das 
Militär bei uns keine solche Rolle spielt, um die Frage durch einen Offizier vertreten 
zu lassen. Andererseits wäre es zweckmäßig, eine Repräsentanz der Volksvertretung 
zu bewerkstelligen. Es könnte ein Mitglied des Wehrausschusses oder ein Mitglied des 
Zivilkommissariats im Heeresamt bestellt werden. Wir halten diesen Weg [für] besser 
als einen Offizier hinzusetzen. 

Renner: Ich fürchte, daß [sie] darin eine Provokation erblicken würden. 
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Eldersch: Die Demonstration wäre gut, aber wenn der Mann Zivilist ist oder in niedriger 
Charge, dann wird er beiseite gedrückt und das schadet uns. Der Mann hat auch bei 
uns keinen Einfluß. 

Deutsch: Wenn sachliche Schwierigkeiten wären, würden wir das nicht vorschlagen. Soweit 
der Waffenstillstand auszuführen war, waren Verhandlungen über die Übergabe von 
Materialien. Alles Weitere sind reine Formalitäten, ihre Anwesenheit hat gar keinen 
Zweck. Durch die lose Gestaltung der Verbindung bringen wir ihnen die 
Lächerlichkeit zum Ausdruck. 

Renner: Ich glaube, daß wir zu stark anstoßen würden, die Entente wird sich das nicht 
gefallen lassen. Wenn wir jemand von der Volksvertretung nehmen, können sie nichts 
sagen. Aber ich weiß nicht, ob wir jemand Geeigneten haben. Die Personenfrage muß 
noch gelöst werden. Wir nehmen das einstweilen zur Kenntnis, ich möchte das aber 
nicht als beschlossene Sache betrachten. 

 
Renner: Wie denkt sich das Staatsamt, daß wir in Verhandlungen mit den Missionen eintreten 

über die [Ge]bührensätze? 
Schneller: Der Verbindungsoffizier bei der italienischen Mission hat schon den Boden 

vorbereitet und man denkt, daß [man] durch Verhandlungen mit dem 
Bevollmächtigten der Entente es machen würde. Von unserer Seite würde die Führung 
eventuell dem Beauftragten der Regierung oder dem rangältesten der 
Verbindungsoffiziere unter Zuziehung des ?Intendanten übertragen werden. 

Grimm: Ich glaube [nicht], daß die bloßen Verhandlungen mit den Militärmissionen zu einem 
ausreichenden Resultat führen werden. Die eine oder andere Mission wird 
Zugeständnisse machen, aber der Artikel 152 bleibt der Interpretation überlassen. 
Man sollte versuchen, einen Weg bei der Reparationskommission zu finden, dort 
[eine] Einschränkung dieser Bestimmung durch[zu]setzen. Aufgrund dieser 
Entscheidung der Reparationskommission kann noch immer mit den Militärmissionen 
verhandelt werden. 

Deutsch: Wir wollten durch das Staatsamt für Äußeres alle möglichen Wege beschreiten, 
sowohl mit der Reparationskommission als auch [mit den] Missionen und den Weg in 
die Öffentlichkeit nehmen. Die Anforderungen an uns sind ganz unglaublich und man 
macht sich keinen rechten Begriff von den großen Ansprüchen, welche an uns gestellt 
werden. Die Franzosen verlangen für 30 Mannschaftspersonen eine separate 
Unterbringung in bequemen Räumen, wollen ihr tägliches Bad. Wir meinen, daß wir 
mit den Missionen nicht weiter kommen. 

Zugleich halte ich es für wichtig, den Kommissionen von vornherein die Basis für 
ihre Tätigkeit zu entziehen. Die - [das] Ungünstigste ist die Unklarheit. Solange wir 
die Volkswehr haben und die Offiziere nicht abgebaut haben, solange wir nicht unser 
Heerwesen in Ordnung gebracht haben, werden diese Kommissionen in ihren Staaten 
immer ihre Berechtigung haben. Wir werden immer mit Deutschland auf eine Stufe 
gestellt werden. In Frankreich ist man gegen Deutschland mißtrauisch und wird 
besondere Kommissionen hinschicken, um die militärischen Verhältnisse zu prüfen. 
Wir werden gleichmäßig behandelt. 

Wir müssen der Entente zeigen, daß wir keine militärischen ?Ambitionen haben und 
bevor noch ein fremder Offizier da ist, wollen wir das Wehrgesetz haben und die 
Offiziere abgebaut haben. Darum bitte ich das Abbaugesetz und das Wehrgesetz zu 
erledigen, denn jede Verzögerung kostet Hunderte Millionen. 

Renner: Über die Anträge können wir nicht unmittelbar beschließen. [Es wäre] in der 
Gemialsitzung des Äußern zur Sprache zu bringen. Dort werden wir die Durchführung 
der Verhandlungen besprechen. Ippen soll das in die Wege leiten. Die Verhandlungen 
können nur aufgrund gewisser Unterregeln erfolgen. Wir müssen ein instr. Begehren 
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an die Entente stellen und ich werde Schneller zu der Gremialsitzung einladen. 
Schneller: Über die Gebühren der Franzosen und Engländer konnte bisher noch keine 

Klarheit gewonnen werden. Der Verbindungsoffizier kennt diese Gebühren nicht. 
Eldersch: Die Ziffern bezüglich der Vertreter der Nachfolgestaaten enthalten nicht die 

ungarischen Ziffern. Ich bitte, einen Modus ausfindig zu machen, auch deren Zahl 
festzustellen. Ich halte die Anwesenheit von so vielen ungarischen Offizieren aus 
inneren Gründen für mißlich. Es sollte ihre Zahl beschränkt werden und sie müßten 
eine Legitimation bekommen, damit jeder andere Offizier abgeschafft werden kann. 

Deutsch: Das ist bereits eingeleitet. Die Ungarn haben eine Verzögerungstaktik 
eingeschlagen, aber Zahl und Namen der Offiziere [wurden] für die nächste Zeit in 
Aussicht gestellt. Wir müssen eventuell energisch werden. Wir könnten eine 
terminierte Note ?hinüber richten und erklären, daß jeder, der keine Legitimation hat, 
wird ausgewiesen. Als Frist wurde der 1. März gestellt. Was mit den Militärpersonen, 
die nicht in Uniform gehen zu geschehen hat, damit hat sich das Staatsamt noch nicht 
beschäftigt. Damit hätte sich das Staatsamt für Äußeres zu beschäftigen. 

Renner: Der Gesandte muß für alle die Verantwortung übernehmen. Wir können auch eine 
übermäßige Zahl nicht zulassen. Wir wollen uns die Sache genau ansehen und eine 
übermäßige Zahl beschränken. Das gehört mit zu dem Liquidierungsübereinkommen. 
In staatlicher Funktion können wir nur eine beschränkte Zahl zulassen. 

 
 
3. 
Renner: Ich habe geladen Bürgermeister Reumann, Stadtrat Breitner, Landesrat Müller und 

Ministerialrat Wilfling, Tomschik, Stadtrat Speiser. 
Besoldung der öffentlichen Angestellten. Die Staatsregierung hat vor einigen 

Wochen durch die Tatsache, daß jede Gehaltserhöhung bei Land oder Gemeinde 
zurückwirkt auf die anderen öffentlichen Körperschaften - eine Zusammenfassung der 
drei Faktoren herbeigeführt hat durch die Einsetzung einer Kommission von Staat, 
Land und Gemeinde als Arbeitgeber und eine[r] Kommission aus den Vertretern der 
Angestelltenorganisationen der drei Gruppen. Beide Kommissionen wurden 
zusammengezogen unter dem Vorsitz des Abgeordneten Tomschik bzw. des 
Staatssekretärs für Finanzen. Diese beiden Organisationen haben 
zusammengearbeitet und ihrer Zusammenarbeit ist es gelungen, das 
Übergangsbesoldungsgesetz durchzubringen. Durch das Gesetz hat man erwartet eine 
Beruhigung der Besoldungsverhältnisse, zumal die gleitenden Zulagen alle 
Veränderungen in den Lebenskosten ausgleichen sollten. 

Es hat sich aber gezeigt, daß diese Annahme trügerisch war. Zuerst deshalb, weil 
das Besoldungsübergangsgesetz nicht auf alle Kategorien gewirkt hat. [Für] jene, 
welche nicht gedeckt waren, mußten besondere Verhandlungen eingeleitet werden und 
diese stehen vor dem Abschluß bis auf 5-6 Punkte. Die Durchführung und Ausdehnung 
des Besoldungsübergangsgesetzes ist noch nicht beendet und schon wurden neue 
Forderungen gestellt. Sie sind teils dauernd, teils augenblicklich. In einer Reihe von 
Versammlungen der Post- und Telegraphen[angestellten sowie] der 
Gemeindeangestellten wurde für Monatsende eine besondere Zuwendung gefordert 
mit der Begründung, daß die Beamten um den 20. herum keine Barmittel mehr 
besitzen und nicht bis Monatsende leben können. Als besonderer Grund wurde für 
Wien angeführt, daß der Zins aufgebracht werden müßte, daß die Kronenbeträge 
angehoben wurden und andere Gründe mehr - die allgemeine Teuerung. 

Die Forderungen, welche erhoben wurden, sind so gewaltig, daß der Staat auf das 
Äußerste in Mitleidenschaft gezogen würde. 1.000 Kronen für den Ledigen, 1.500 für 
den Verheirateten. Dazu kam die Forderung nach [einer] dauernden Erhöhung. Diese 
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Forderungen gehen besonders aus von den Gemeindebeamten und diese verlangen 
nicht weniger als [eine] 100 %[ige] Erhöhung des Aktivbezuges ohne Quartiergeld 
und eine 100 %[ige] Erhöhung der Teuerungszulage, wobei die Bereitwilligkeit 
[besteht], zu verzichten auf den Übergangsbeitrag. Im allgemeinen zeigt sich in der 
gesamten Beamtenschaft die Tendenz, diese Forderungen durch einen Streik zu 
unterstützen und es wird auch [ein] Termin dafür laut. 

Diese Umstände haben den Kabinettsrat bereits beschäftigt. Es ist eine der 
betrüblichsten Tatsachen, daß in dieser Lage das Staatsamt für Finanzen seines 
Leiters beraubt ist. In der nächsten Woche wird man nach der Rückkehr Reischs 
leichter verhandeln können. Die Lage im gegeben Fall ist deshalb besonders 
erschwert, weil nach der Lage der öffentlichen Finanzen weder das Land noch die 
Gemeinde etwas unternehmen kann ohne daß es auf den Staat zurückwirken würde. Es 
haben zwar die Beamten der Stadt Wien erklärt, daß sie aus der 
Besoldungskommission austreten, weil sie erwarten, allein mehr zu bekommen. Es 
kann [aber] auch eine Regulierung bei[m] Land und der Gemeinde ohne Staat nicht 
durchgeführt werden, weil sie keine Kassenbestände haben und daher vom Staat 
Überweisungen verlangen müßten. 

Das ist die Lage und in dieser Lage haben wir uns zu entscheiden. Zunächst nicht 
darüber, was positiv getan werden kann, sondern darüber, welchen Weg man geht, ob 
der Staat, das Land und die Gemeinde diese Gemeinschaft als Arbeitgeber aufrecht 
erhalten sollen oder nicht, ob verhandelbare Aussichten gegeben sind, daß 
Überweisungen an Land und Gemeinde gewährt werden können und wie sich alle 
diese Teile dabei verhalten sollen, um dem Ansturm zu begegnen. Ich glaube, darüber 
wäre zunächst die Hauptdebatte zu führen, nicht aber darüber, was man im Konkreten 
tun wird. Das will ich vorbehalten einer Besprechung in Anwesenheit von Reisch. Der 
Kabinettsrat hat schon deshalb nicht beschließen können, weil Reisch nicht da war 
und es am verantwortlichen Durchführungsorgan gefehlt hat. 

Reumann: Der Staatskanzler hat die Forderungen der Gemeindebeamten dargelegt. Die 
Forderungen sind nur insofern nicht vollständig, weil auch die Kinderzulage erhöht 
werden soll und auch die Erhöhung der Pensionen verlangt wird um je 100 %. 

Nun wird von der Taktik gesprochen. Der Ausgangspunkt zu der Lohnbewegung 
liegt nicht bei den Beamten selbst, sondern die Bewegung hat ihren Ausgang 
genommen in der Lohnbewegung der Arbeiter, die die gleichen Forderungen erhoben 
haben, wie die industrielle Arbeiterschaft. Die Industrie konnte infolge der günstigen 
Konjunktur alle Forderungen bewilligen, weil sie sie auf den Konsum überwälzen 
kann. Die städtischen Arbeiter verlang[t]en nun das gleiche wie die produktive 
Arbeiterschaft und mußten das gleiche bewilligt erhalten. Diese Erhöhungen mußten 
naturgemäß auf die Beamten zurückwirken. Durch diesen Umstand es gekommen, daß 
eine gewaltige Unzufriedenheit unter den Beamten entstand und sie die Forderungen 
erheben. 

Der Kanzler meint, es sei notwendig [zu entscheiden], ob man an den 
Vereinbarungen von früher festhalten soll oder nicht. Es ist nicht an uns gelegen, 
festzuhalten an den Vereinbarungen, sondern unserer Lage ist dadurch eine andere, 
daß die Beamten erklärten, sie halten sich nicht an die Vereinbarungen, sondern sie 
erheben ihre Forderungen an die Gemeinde Wien. Sie warten nicht, was hier 
beschlossen wird, sondern verlangen die Befriedigung ihrer Wünsche durch die 
Gemeinde Wien. Die Gemeinde Wien kann diese Forderungen nicht bewilligen, sie 
muß sich an die Regierung wirken - [wenden] wegen der Rückwirkungen auf die 
Staats- und Landesbeamten - und ein Weg gefunden werden muß, aus der Situation 
herauszukommen. 

Es wurde auch gefordert die Nachzahlung ab 1. Jänner, es soll ein Vorschuß von 
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500 Kronen monatlich gewährt werden und die Forderungen müßten bis zum 1. März 
bewilligt werden. Die letzte Versammlung war am 12. Februar und gestern hat eine 
Versammlung stattgefunden der Beamten, welche sofort in den Streik treten wollten. 
Es wurde ein Aufschub bis Montag erreicht. Wenn bis dahin keine Entscheidung 
vorliegt, dann muß auf den Streik gerechnet werden. Geschieht das, wird das auf die 
Staatsbeamten übergreifen. 

Tomschik: [Über] die Situation bei den Staatsbediensteten, Eisenbahnern usw. hatten wir 
eine Exekutivsitzung der Lohnkommission abgehalten und diese hat beim Kanzler 
vorgesprochen. Das war vor etwa vier Wochen im Parlament. Es wurde die Meinung 
vertreten, daß die gleitende Zulage ungenügend ist, die Gemeindebeamten haben den 
Antrag gestellt, [daß man] die ray[onierten] Artikel in natura ausfolgt anstelle der 
gleitenden Zulage. Sie sind dann beim Kanzler gewesen und haben erfahren, daß die 
Regierung zu einer Erhöhung der gleitenden Zulage bereit wäre. 

Die ganze Sache, welche seit dem Vorjahr spielt - wenn da nicht ein ernster Wille 
eingesetzt wird, so werden wir nie zu einem Ende kommen. In erster Reihe ist den 
Leuten die Besoldungsreform versprochen worden. Natürlich sind die Gehälter von 
heute lächerlich. Sie wollen auch gegen den Abbau gesichert sein. Bei der 
Teuerungszulage macht es Schwierigkeiten, daß sie von Anfang an bei den 
Angestellten in ganz Österreich gleich ist. Mit der Einführung dieser Reform sind die 
Wiener unzufrieden, sie wollen eine Besserstellung und die Provinzler sagen, die 
Wiener können mehr bekommen, aber wir müssen das behalten, was wir bekommen 
haben. 

Jetzt ist mit der Neueinteilung der Teuerungszulage in drei Stufen, für Wien, II. und 
III. Ortsklasse und dann der III. und IV. Klasse [begonnen worden]. Die Abstufung ist 
eine solche, daß sie gegenüber früher schlechter gestellt sind in manchen Orten. Nun 
hat das Besoldungsübergangsgesetz [bestimmt, daß] das durch Zulagen auszugleichen 
ist, die werden aber in die Beförderung eingerechnet. Dazu kommt noch die 
Schwierigkeit mit der Ortsklassenzulage. Nachdem die Teuerungszulage davon 
abhängt, ist das Bestreben in der Provinz, in die höchste Ortsklasse zu kommen, weil 
damit die Teuerungszulage und die Ortszulage gesteigert wird. Daher ist die 
?Drängerei in der Provinz. Die Landeskommissionen sind noch nicht durchgeführt 
und daher kommt von der Provinz die Streikandrohung. 

Die Aktivzulagengeschichte und [...] ist seit einem Jahrzehnt ein Kampfobjekt. Die 
Antragstellungen im Parlament auf Erhöhung der Aktivzulagenklassen sind immer die 
stursten. Es war den Leuten versprochen, man kann nicht die Erhöhung vornehmen, 
um keine Beispielsfolgerungen zu bewirken; es wird aber eine generelle Regelung 
durchgeführt werden. Dazu ist es nicht gekommen und jetzt bei der 
Ortsklasseneinteilung mit der Abstufung 30, 20, 10 geht der Sturm in der Provinz los. 

Die Wiener Neustädter drohen auch mit dem Ausstand und wollen gleichgestellt 
werden mit den Wienern. Das gleiche wird an der ganzen Südbahnstrecke erlangt. In 
der Provinz wollen auch die Eisenbahner mittun. Sie haben auch schon erklärt, in den 
Streik zu treten, wenn ihren Wünschen nicht stattgegeben wird. Nachdem die 
Eisenbahner organisiert sind, haben sie hier angefragt und es wurde ihnen gesagt, es 
soll die Entscheidung in den Landeskommissionen fallen. 

Man hat die Besoldungsreform versprochen mit Teuerungszulage und gleitenden 
Zulagen und hat, weil man nicht fertig wurde, einen Betrag im Dezember gegeben, 
einen Vorschuß im November und Dezember und noch einen nicht wiederkehrenden 
Betrag im Jänner. Jetzt rechnen die Leute: In Wien war der Vorschuß 200 Kronen für 
Verheiratete und 150 für Ledige, jetzt bekommen wir aber nur 100 Kronen. Wenn 
schon ein Vorschuß von 200 Kronen gegeben wurde, für Verheiratete und Ledige 
gleich, so geht daraus hervor, daß die gleitende Zulage nicht kleiner sein kann als 200 
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Kronen. Auch die 750 Kronen vom Dezember wollen sie wieder haben. Dabei sind die 
Lebensmittel von der Regierung verteuert worden und die Leute haben Vorschüsse 
verlangt. Die gleitende Zulage wurde mit 100 Kronen statt 75 Kronen etwa festgesetzt. 
Das wurde ausgeglichen gegen die 122 Kronen vom Februar. 

Die Leute erklären die gleitende Zulage als nicht ausreichend, weil nicht nur die 
Lebensmittel teurer geworden sind, sondern alles andere [auch]. Sie sehen ein, daß 
ihnen kein solcher Betrag gegeben werden kann, daß sie über alle 
Teuerungsschwierigkeiten hinweg kommen können, aber sie wollen etwas haben. Die 
Eisenbahner haben sich mit der Erklärung begnügt, daß die Regierung eine Erhöhung 
der gleitenden Zulage beabsichtigt, zufrieden gegeben. In der Exekutivsitzung wurde 
gesprochen, entweder die Lebensmittel in natura oder Regelung - [Erhöhung] der 
gleitenden Zulage. 

Ich glaube, das Hin- und Herschwanken von einmaligen Beträgen und gleitenden 
Zulagen ist äußerst bedenklich. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß man sich 
entschließen müßte, die Frage der Besoldungsreform zu regeln. Eisenbahn und Post 
verlangen das unbedingt. Die Gehaltsansätze werden nicht so hoch sein, als die 100 
%[ige] Erhöhung der Gehälter, aber sie soll durchgeführt werden und sie haben sich 
bereits mit einer Form der Besoldungsreform im Prinzip einverstanden erklärt. Und 
gleichzeitig soll eine Regelung eintreten, daß die Ortszulagenklassen in kleineren 
Prozentverhältnissen abgestuft werden, so daß eine leichtere Einklassifizierung der 
einzelnen Orte möglich wird, damit die Unterschiede nicht so groß sind. Man muß sich 
entscheiden für den Ausbau der gleitenden Zulage oder dessen, was an ihre Stelle 
treten soll. 

Wenn in der Besoldungsreform der qualifizierten Arbeitsleistung der verschiedenen 
Bediensteten und Beamten Rechnung getragen ist, daß eine Differenzierung ihrer 
Arbeitsleistung festgestellt ist, so soll bei den Teuerungsmaßnahmen kein Unterschied 
bestehen. Bei der Besoldungsreform soll die Bezahlung nach der Qualität der 
Arbeitsleistung erfolgen. Wenn nicht eine bestimmte Richtung eingehalten wird, dann 
kommen wir aus einer Schwierigkeit in die andere. Die Eisenbahner und Postler sind 
in einer bestimmten Richtung - bei den Postlern wollen sie einen Geldbetrag. Aber 
wenn in der Frage der gleitenden Zulage etwas geschieht, so bekommen sie auch 
einen Geldbetrag auf die Hand. Bei der gleitenden Zulage sind die Stufen nicht so 
groß. Wenn jetzt aber wieder [ein einmaliger] Betrag ausgegeben wird, so kommen 
wir über die Schwierigkeit bei der Einreihung in die Ortszulagenklassen -. 

Ist die Regierung in der Lage, überhaupt etwas zu geben und will man an dem 
Gedanken festhalten, die definitive Besoldungsreform wird gemacht, die 
Teuerungszulage wird festgesetzt und die gleitende Zulage wird rasch ausgebaut? 
Dann ist es die Hauptnotwendigkeit wenn die Landeskommissionen zusammentreten 
und den Leuten die Möglichkeit gegeben wäre, zu erklären, in welcher Weise die 
Ortsklasseneinteilung geschieht. Dann wäre in den Ländern nichts zu befürchten. Man 
müßte den Leuten zeigen, daß es ernst ist mit den Landeskommissionen. 

Müller: Bericht über die Lage bei den Angestellten des Landes. Bei uns sind neue 
Forderungen nicht eingelangt, weil erst im Oktober das Besoldungsgesetz 
verabschiedet wurde. Das Übergangsbesoldungsgesetz der Nationalversammlung 
sollte analog im Land angewendet werden. Die Landesbeamten und -lehrer haben 
[aber] erklärt, daß die Gemeindebeamten andere Forderungen gestellt haben und sie 
sich ihnen anschließen. Der 22[er]-Ausschuß des Landtages zur Durchführung der - 
[des] Besoldungsübergangs hat seine Verhandlungen eingestellt bis man sieht, was 
man mit den Forderungen der Gemeindebeamten macht. 

Das Besoldungsübergangsgesetz kostet dem - [das] Land 60 Millionen Kronen, für 
jede Art von Zuwendungen könnte das Land nichts aufbringen. Das Defizit beträgt 1/8 
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Mill. 
Die Bewegung geht von der Exportindustrie aus, welche alle Forderungen 

zugesteht, dann [von dem Umstand], daß die Banken ihren Angestellten enorme Löhne 
zahlen. Es ist klar, daß die [Gemeinde]beamten, welche in der neuerlichen 
Teuerungswelle bei [der] Elektrischen, Licht und Gas in eine schwere Lage gekommen 
[sind] und [sie] wollen einen Ausgleich. Die Landesbeamten wollen dasselbe, was die 
Beamten der Gemeinde verlangen. Würde das angenommen, dann müßte der Staat 
dem Land die Mittel zur Verfügung stellen. 

Zu einem Streik dürfte es bei den Landesbeamten und -lehrern nicht kommen, weil 
ihre Wünsche soweit als möglich befriedigt wurden. 

Bei uns kommt besonders in Betracht die große Anzahl der Lehrer, 6½ Tausend, die 
gleichgestellt werden müssen mit den Beamten der Klasse B. Nicht inbegriffen sind die 
übrigen Beamten in den Pflege- und Wohlfahrtsanstalten, welche ein weiteres 
Erfordernis von weiteren 30 Millionen erfordern würden. 

Das Besoldungsübergangsgesetz würde also 100 Millionen Mehraufwand für das 
Land bringen. Die weiteren Forderungen würden mindestens 200 Millionen Kronen 
nötig machen, welche vom Staat dem Land ersetzt werden müßten. 

Reumann: Müller weiß nicht, was bezüglich der Landeslehrer in Vorbereitung ist. Sie wollen 
am 1. März in den Streik treten. Die Lehrer haben eine große Agitation entwickelt 
unter den Fabriksarbeitern an der Südbahn und die Zillingsfurter Werke haben sich 
bereit erklärt, einen Sympathiestreik zu machen für die Lehrerschaft. Sie wollen in den 
Streik treten. Ich hatte heute eine Unterredung mit Vertretern unserer Arbeiterschaft 
und habe abgemahnt, diesem Streik beizutreten und habe die Versicherung, daß sie 
sich nicht anschließen werden. Aber der Zentralverband der österreichischen 
Lehrerschaft beginnt jetzt erst die Verhandlungen mit der niederösterreichischen 
Lehrerschaft. 

Für Wien ist es wichtig, einen Beschluß zu erzielen, daß mit den Beamten 
Verhandlungen angeknüpft werden können. Sie wollen eine monatliche 
Vorschußzahlung von 500 Kronen ab Jänner bis zum Abschluß der Verhandlungen. 

Breitner: Die Ursache, warum die Bewegung von den Gemeindebeamten ausgeht, liegt darin, 
daß die Gemeinde durch die Betriebe in einer anderen Lage ist als das Land und der 
Staat. Wir haben 52.000 Tausend [sic] Angestellte, 3-4.000 Beamte, 9.000 Lehrer, 
8.000 Arbeiter, die in den verschiedenen - Straßenpflege, Gärtnerei usw. beschäftigt 
sind. Die Masse aller übrigen sind in den Erwerbsunternehmungen, Gaswerk, 
Elektr.[izitätsversorgung], Rathauskeller, Lagerhaus. 

Bei diesen Betrieben konnten wir uns den Einwirkungen der Privatindustrie nicht 
entziehen. Die Prof.[essionisten] gehen einfach zur Privatindustrie über, weil die 
Leute von ihrem Einkommen nicht leben können. Dazu kommt, daß die Beamten 
sowohl der Erwerbsunternehmungen als des Magistrats und der Lehrerschaft in einer 
einzigen Organisation sind. 

Die Regelung bei den Erwerbsunternehmungen hat den Arbeitern höhere Löhne 
gebracht als den Beamten. Das wirkt zurück auf die Beamten und die Arbeiterschaft in 
den Nicht-Erwerbsunternehmungen, weil diese die gleichen Arbeiten vielfach haben. 

Das weitere ist, daß bei der Gemeinde Wien die Besoldungsreform bereits im April 
'19 durchgeführt wurde. Damals wurde eine Angleichung an die Teuerung 
durchgeführt, die Teuerungszulage war mit 2.400 Kronen [festgelegt] und die 
Kinderzulage [hat] eine nebensächliche Rolle gespielt und die Staats- und 
Landesbeamten waren daher mit der Besoldungsreform zufrieden. Dagegen [wollen 
sich] die Gemeindebeamten nicht bloß [mit] einer Regulierung der Teuerungszulage 
zufrieden geben, sondern wollen eine Festlegung für die Gemeinde - Dauer. 

Die Mehrzahl dieser Kategorie ist wirklich derart bezahlt, daß die Ansprüche als 
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berechtigt anerkannt werden müssen. Beamte und Lehrer haben 200-300 Kronen 
wöchentlich. Daher muß ich bitten, daß wir jene Grundlagen schaffen können, welche 
eine ruhige Verhandlung ermöglichen. 

Die Kollektivverträge wurden abgeschlossen rückwirkend auf 1. Jänner. Die 
Beamten und Arbeiter wollen die gleiche Behandlung wie für die Angestellten der 
Erwerbsunternehmungen. Der Staat hat die Erklärung abgegeben, daß er Zahlungen 
für die Angestellten der Erwerbsunternehmungen nicht leistet, sondern das von der 
Gemeinde bestritten werden muß. Der Angestelltenverband hat die Regelung der 
Angestellten der Erwerbsunternehmungen freigegeben. Den Angestellten der 
Erwerbsunternehmungen wurden die 500 Kronen Vorschuß bereits zur Auszahlung 
gebracht. 

Es soll von der Kopfzahl abgegangen werden und übergegangen werden zum 
reinen Leistungsprinzip. Die Beamten haben das von der Industrie übernommen. 
Dadurch würde sich ergeben, daß jene mit einer großen Kinderzahl nicht besser 
abschneiden. Bei drei Kindern ist es gleich, bei einem größeren Kinderstand ist es eine 
Schlechterstellung. 

Diese Auszahlung würde nicht wesentlich ins Gewicht fallen, sie würde eine 
Mehrausgabe von 5 Millionen Kronen für den Monat machen. Mit 6.000 Kronen 
Mehraufwand pro Kopf werden wir nicht auskommen. 

Nach den Abmachungen bei der Industrie würde die gleitende Zulage zu wesentlich 
höheren Beträgen als 500 Kronen im Monat kommen. Die gleitende Zulage wird von 
den Beamten abfällig beurteilt, weil sie zuwenig Artikel umfaßt, sie hinkt auch den 
Zeiten nach. Die Beamten wollen von der gleitenden Zulage nichts mehr wissen. 

Auch das Ausmaß der dauernden Regelung wird im Verhandlungsweg auf eine 
Mittellinie gebracht werden können, man braucht aber die ruhige Stimmung, um 
verhandeln zu können. Wenn wir am Montag nicht einen beruhigenden Bescheid durch 
die Erfüllung des Zuschusses geben können, haben wir mit einem völligen Ausstand 
der Beamtenschaft im Verwaltungsdienst, [in den] Wohlfahrtsunternehmungen, 
Spitälern und zweifellos auch den Industriebetrieben zu rechnen, ebenso bei der 
Lehrerschaft. 

Ich bitte daher, daß der Kanzler in Erwägung ziehen möge, bezüglich des 
Vorschusses zu einer Entschließung zu kommen. Es ist den [...] Forderungen nicht 
vorgegriffen, materiell fällt es nicht so ins Gewicht und daß wir über diesen 
Durchschnitt kommen werden, unterliegt keinem Zweifel. Ich bitte um die 
Genehmigung des Vorschusses für Jänner, Februar und März unter Abzug der 
gleitenden Zulage für Jänner und Februar. 

Renner: [Eine] Nachzahlung kann die Staatsregierung nicht zugestehen, weil das jede 
Budgetführung unmöglich macht. Darin ist ein Betrag von 500 Kronen umgerechnet 
auf alle öffentlichen Angestellten ein Erfordernis von 1,5 Milliarden. Das hebt den 
Staatshaushalt auf. Wir werden in kurzer Zeit nicht mehr die Notenpresse zur 
Verfügung haben. Wenn die Gemeindeangestellten die 500 Kronen bekommen, dann 
können sich die Staatsbeamten damit für einen Monat nicht begnügen. 

Das Fallenlassen der gleitenden Zulage wäre ein großes Unglück. Es würde sich 
darum handeln, sie auszugestalten und große Teile der öffentlich Angestellten würden 
eher Gewicht darauf legen, sie vernünftig auszubauen. 

Die Forderungen der Gemeindebeamten scheinen ganz übermäßig, denn ihnen 
kann der Staat absolut nicht folgen. 

Fink: Wir können Beschlüsse über finanzielle Mehrausgaben erst fassen nach der Rückkehr 
von Reisch. 

Die gleitende Zulage wird als reformbedürftig erklärt. Zur Grundlage der 
gleitenden Zulage sind vier Artikel - Mehl, Brot, Fett und Zucker - genommen. Diese 
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vier Artikel sind ray[oniert] und sind für alle Gemeinden des Staates gleich teuer. 
Wenn wir die gleitende Zulage ausdehnen auf weitere Artikel, etwa Fleisch, 
Kartoffeln, dann Heizmaterial, [...]-Zulage, so trifft das nicht mehr zu. Dann ist der 
Wiener Preis ein ganz anderer als am Land. Man verliert damit die Gleichmäßigkeit 
für die Bemessung der gleitenden Zulage. Welche Artikel wären also einzubeziehen? 

Tomschik: Die Einbeziehung von weiteren Artikeln wurde verlangt, es wurde [darauf] 
verwiesen, es waren die allgemeinen Teuerungsverhältnisse in Kleidern und Schuhen, 
Miete in Betracht gezogen. Eine Abstufung soll erreicht werden bezüglich dieser 
Artikel und da war in Aussicht genommen 50, 40 und 30 %. Die Forderung nach 
Einbeziehung weiterer Artikel wurde abgelehnt und [eine Abstufung von] 75, 60 und 
40 % genommen. Eine Abstufung findet bezüglich der gleitenden Zulage ohnedies statt 
mit Rücksicht auf die Verschiedenheit der Preise. Die gleitende Zulage entspricht den 
tatsächlichen Teuerungsverhältnissen nicht. Der Staat ist aber nicht in der Lage, eine 
so hohe gleitende Zulage auszuzahlen, daß sie entsprechen würde. Aber die jetzigen 
Beträge reichen nicht hin. 

Grimm: Die seinerzeitige Gemeinschaft zwischen Staat, Land und Gemeinde wurde mit der 
Absicht geschlossen, gewisse Richtlinien in die Forderungen der Bediensteten zu 
bringen. Die Gemeinschaft ist in eine Enttäuschung ausgeartet. Der Grund liegt darin, 
daß die Forderungen der Angestellten sich nicht auf der gleichen Linie bewegen. 
[Die] Gemeinde[angestellten] verlangen [eine] Verdoppelung der Bezüge, die 
Staatsangestellten verlangen [eine] Neuregelung der gleitenden Zulage. 

Es hat noch eine andere Unannehmlichkeit für den Staat und die Gemeinde gehabt. 
Der Staat hat dadurch eigentlich die mechanische Verpflichtung übernommen, wo das 
Land und die Gemeinde mit der Bezahlung nicht nachkommen kann, auszuhelfen. Nun 
ist das für die Gemeinde schlecht. Bei den Verhandlungen mit den Beamten wäre es 
vorteilhaft, wenn die Gemeinde diese Rückendeckung durch den Staat verlieren würde. 
Der Staat wäre der Notwendigkeit enthoben dem Antrag der Gemeinde 
[nachzugeben], der präjudiziert für die Staatsangestellten. Wir können für den Staat 
kein Präjudiz schaffen, welches dem - [den] Staat 200 Mill[ionen] jährlich kostet. 

Man sollte von der Gemeinschaft absehen und die Gemeinde sollte selbständig mit 
ihren Beamten verhandeln. 

Ellenbogen: Ich halte das Prinzip der Angleichung der Angestellten verschiedener Institute 
für falsch. Wir kommen dadurch auf eine schiefe Ebene, daß die Industrielöhne 
nunmehr restlos von der Gemeinde und den öffentlichen Körperschaften übernommen 
werden müssen. 

Bei den Banken bekommen Maschinschreiberinnen 40.000 Kronen jährlich. Die 
Banken werden es bewilligen, weil sie [es] auf die Provisionen übertragen. Stellen wir 
uns nun vor, daß nach dem Grundsatz gleicher Behandlung mit der Zeit solche 
Forderungen auch im Staat gestellt werden. In der Industrie können solche Zahlungen 
gleichfalls geleistet werden, weil der Exportkonsum es aushält. Wenn die Sache auf 
die Gemeinde übertragen wird, so bedeutet das, daß die Gemeinde die Lasten 
entweder auf den Staat überwälzen muß oder auf die Bevölkerung der Stadt. Hier ist 
es also nicht möglich, es blind zu übertragen. 

Es wäre das Nötigste eine Loslösung dieser Kategorien, die sich gegenseitig 
unangenehm werden. Wir müssen den Angestellten klar machen, [daß es nicht möglich 
ist], die Dinge zu übertragen. So schwer es ist auszusprechen, man muß es auf eine 
Klärung in dieser Beziehung ankommen lassen. Wir vertrösten uns immer auf 14 Tage. 
Es ist nicht auszurechnen, aber man kann sich vorstellen, daß einmal die Zeit kommen 
muß, wo es nicht [mehr] geht. Was wird man dann machen? Dann muß man diese 
Klärung doch herbei führen. 

Der Staatskanzler hat gemeint, auf die ?Volkswehr wird die Sache [auch] wirken. 
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Ich wäre also dafür, daß man das Prinzip der gleichmäßigen Behandlung aufgeben 
soll. 

Renner: Es wäre gut, das Prinzip aufzugeben, wenn die Rückwirkung nicht wäre. Wir wollten 
durch das Prinzip, daß die drei Arbeitgeber sich in der Zurückhaltung stützen. 

Was die Klärung betrifft, so scheint es mir, daß der Moment da wäre, wo man 
durch den Budgetausschuß die Vertreter der Organisationen [auf der einen Seite] und 
der öffentlichen Verwaltung auf der anderen Seite öffentlich vernimmt, daß man vor 
aller Öffentlichkeit sich ausspricht, wie wir stehen, so daß man die öffentliche 
Meinung in der Angestelltenschaft nicht ausschließlich dem zufälligen Agitator in der 
Versammlung überläßt. Wenn die Beamtenschaft durch ihre zuständigen Organe 
derart vernommen würde, so wären wir imstande, die öffentliche Meinung hinter 
[eine] bestimmte Lösung zu bringen und [würden] legitimiert sein, diese Lösung auch 
aufzuzwingen. Wenn eine solche parlamentarische Erhöhung stattfindet, dann hätten 
wir die Legitimation übertriebenen Forderungen entgegen zu treten. 

Was das Zusammenspannen betrifft, so glaube ich, daß der formale Konnex als 
durch die Beamten selbst aufgehoben erklärt werden müßte. Die Beamten haben ihn 
selbst aufgehoben, damit ist die Sache formal erledigt. Die Kommission würde 
aufhören, [eine] gemeinsame zu sein. Das dürfte [uns] aber nicht hindern, [dafür zu 
sorgen], daß der Staat, das Land und die Gemeinde keinen Schritt tun, von dem der 
andere Teil nichts weiß. Es muß der Gesichtspunkt notwendig aufrecht erhalten 
werden, daß die Bezüge des städtischen Beamten in Wien nicht andere sein müssen - 
[dürfen], als die Bezüge der Staatsbeamten in Wien. Man sollte erklären, daß der 
formale Konnex aufgehoben ist, durch die Gemeindeangestellten, daß jeder 
Arbeitgeber mit seinen Angestellten selbständig verhandeln [wird], die Arbeitgeber 
aber untereinander Fühlung behalten. Diese Notwendigkeit ist dadurch gegeben, daß 
die Gemeinde nicht genügend eigene Steuerquellen [hat] und [sie] muß daher die 
Mittel vom Staat ansprechen. Die Frage der Klärung der Verhältnisse müßte ernstlich 
in Erwägung gezogen werden. 

Das Ergebnis der Verhandlungen scheint zu sein, daß [die Gemeinde] Wien glaubt, 
nicht die Ruhe zu Verhandlungen bekommen zu können, wenn sie nicht jetzt diese 
Vorschüsse gibt. Ich behaupte vorweg, daß wir die Ruhe auch zu Verhandlungen im 
Staat nicht haben, weil die Postler und andere dieselben Zuschläge fordern werden, so 
daß das eine Rückwirkung haben wird. Ich meine daher, daß wir diese Maßregel als 
Beruhigungsmittel wenigstens bis jetzt nicht in Aussicht nehmen können. Keineswegs 
können wir eine Zusage machen vor der Rückkehr Reischs. Ein Kabinettsrat von 
Sonntag wird sich über das taktische Vorgehen beraten müssen. 

Speiser: Die taktische Trennung hat große Gefahren. Die Solidarität ist für jeden Fall da, sie 
ist durch den Zusammenschluß herbeigeführt worden und wir durch die einfache 
Erklärung, daß eine Kategorie von Beamten sie gelöst hat, nicht aufgehoben. Die 
Gemeinde Wien muß für die Zahlungen Überweisungen oder eigene Steuerhoheit 
verlangen. Mit der Trennung der Solidarität werden wir nichts ausrichten. Es ist eine 
Bewegung unter den Angestellten da, daß man damit aufhören möge - die 
Steuereingänge nicht mehr an den Staat abzuführen. Wir haben den großen Kreis der 
Angestellten in der städtischen Industrie. Ich bitte, die Dinge auch aus dem 
Gesichtspunkt zu betrachten, weil ich einen Streik der öffentlichen Angestellten für 
sehr gefährlich halte. 

Renner: Wir sind aus der Fassung gebracht worden in dem Besoldungssystem durch die 
Industrie und diese wieder durch die Exportindustrie. Die Löhne dort sind horrend. 
Aber ich möchte nicht den Rückschluß, daß weil die Leute angeglichen sind, [sie] die 
gleichen Bezüge haben. Es wäre erwägenswert, der Beamtenschaft nahe zu legen, auf 
die Beamtung zu verzichten und sich wie in der Privatindustrie beschäftigen zu lassen. 
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Es bleibt [aber] das Faktum bestehen, daß die unteren Schichten dieser Leute nicht 
leben können und das ist ihr großes Recht. Das läßt sich nur durch Geld heilen. Es 
wäre sehr nützlich, wenn wir eine Persönlichkeit hätten, die mit der ganzen Kraft ihrer 
Persönlichkeit in dieser Sache dem Kabinett dienen könnte. 

Wir haben zur Kenntnis genommen, wie die Dinge stehen. Wir haben uns 
gegenseitig informiert, eine Beschlußfassung ist unmöglich. Außerdem glaube ich, daß 
im Laufe von morgen die führenden Leute der Parteien mit dem Problem werden 
befaßt werden müssen. Das Kabinett kann ohne die Parteien nicht beschließen. Da ein 
Termin gestellt ist, werden beide Gruppen mit den Parteien in Verbindung treten und 
die Sache besprechen, und Sonntag der Kabinettsrat beraten, was jetzt zu tun ist. Bis 
dahin werden sich die Auffassungen schon geklärt haben. 

Nach meiner privaten Überzeugung scheint es mir als wäre es am 
erwägenswertesten, am Besoldungsschema des Besoldungsübergangsgesetzes nicht 
rütteln zu lassen, dafür die gleitende Skala durch Aufnahme neuer Artikel 
auszugestalten und [durch die] Erhöhung des Prozentsatzes, daß sie antizipativ wirkt; 
daß man weiter [dadurch darauf] Rücksicht nimmt, daß die vierteljährliche 
Zinszahlung nicht eine solche Störung im Budget bewirkt, daß [man] die 
Ortsklassenzuschläge dahin modifiziert, daß an den Orten mit vierteljährlicher 
Zinszahlung ein Prozentsatz der Ortsklassenzuschläge vierteljährlich im vorhinein 
gezahlt wird. 

Es bleibt noch zu erwägen, inwiefern es budgetär möglich ist, einen einmaligen 
Zuschlag zu geben, augenblicklich eine kleine Hilfe zu geben, die es ermöglicht, zu 
Verhandlungen zu kommen. 

Im Laufe der nächsten Woche sollte [in] eine[r] Aussprache, die vom 
Budgetausschuß als politische Enquete [so] organisiert würde, das Staat, Land und 
Gemeinde auf der einen Seite und Angestellte auf der anderen Seite Partei wären, 
alles erörtert [werden], wobei die Finanzverwaltung vor aller Welt sagen müßte, daß 
sie das nicht - aus finanziellen Gründen nicht tun kann. Das Kabinett müßte zu dem 
Entschluß kommen, die Steuervorlagen ohne viele Umstände in der nächsten Sitzung 
einzubringen, damit die Angestellten sehen, daß wir auch um die Bedeckung uns 
kümmern. Wir müssen klar machen, daß diese ganz neuen Bedeckungen bereits in 
Anspruch genommen sind. 

Sonntag, 10 Uhr vormittag, Kabinettsrat. 
[Bezüglich] der Mitteilungen über die heutigen Sitzungen: Soll die Tatsache 

mitgeteilt werden, daß die Herren da waren? Halten Sie es zweckmäßig, es 
mitzuteilen, daß Vertreter von Land und Gemeinde mit dem Kabinettsrat zusammen 
getagt haben und was wäre mitzuteilen? 

Paul: Die allgemeine Übersicht von vorgestern steht noch unverändert. Die Lage hat sich 
verschlechtert seit gestern früh dadurch, daß die Angelegenheit in der Presse erörtert 
wurde [und] jene Gruppen von Angestellten, darunter auch die Eisenbahner, die 
bisher sich von der Forderung nach einem Aushilfsbetrag für diesen Monat fern 
gehalten haben, [darauf] aufmerksam geworden sind und das eine Forderung 
geworden [ist], über welche wir nicht mehr hinweg kommen können. Entweder müssen 
wir nein sagen oder wir müssen uns zu weiteren Verhandlungen bereit erklären, wozu 
sie bereit und gerüstet sind in ruhiger Weise. Wir müßten mit einer einmaligen 
Aushilfe kommen, sonst haben wir nächste Woche einen Streik. Ich glaube, es soll 
nichts in die Zeitungen kommen, wenn kein Beschluß zustande kommt. Eine neue 
Mitteilung in der Presse wäre gefährlich. 

Renner: Würde es sich empfehlen, zu sagen, der Kabinettsrat hat getagt und aufgrund des 
Berichtes des Staatsamtes für Finanzen ist er zum Beschluß gekommen, daß eine 
einmalige Zuwendung wegen der Leere der Staatskassen nicht gegeben werden kann? 
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Reumann: Wir müssen irgendwelche Mitteilungen an die Beamten ergehen lassen, daß die 
Gemeinde an die Regierung herangetreten ist in der Sache der neuerlichen 
Forderungen der städtischen Beamtenschaft. Das wird beruhigend auf die 
Angestellten wirken. 

Eldersch: Könnte man nicht sagen, daß die Verhandlungen stattgefunden haben, die 
Schwierigkeiten sehr groß [sind] und die Verhandlungen vertagt [wurden] bis zur 
Rückkehr von Reisch? 

Tomschik: Die parit[ätische] Kommission tritt morgen zusammen. 
Renner: Wenn die Gemeindeangestellten ausscheiden, so fällt die Gemeinschaft aus. 

Reumann müßte sagen, daß es sehr bedenklich wäre, den Staat vor den Kopf zu 
stoßen. 

Als Vertreter der Gemeinde Wien hat heute der Bürgermeister -. 
In der Lohnkommission das sagen. 
[Es wäre] gar nichts mitzuteilen. Morgen ist die Lohnkommission, dort kann die 

offizielle Mitteilung gemacht werden. Der Bürgermeister wird mit den 
Vertrauensmännern sprechen. Er habe mit der Regierung Fühlung genommen, nicht 
im Kabinett. 

Reumann: Wir versuchen die Gemeindeangestellten zur Lohnkommission zu bringen. 
Wilfling: Bei der morgigen Sitzung in der Lohnkommission können wir keine Zusage machen. 

Die Einbeziehung von Fleisch, [...] und Heizmaterial ist bereits am Donnerstag in 
Erwägung gestanden. Sie erfordert 360 Millionen Kronen bei der dermaligen 
Fleischteuerung. Wenn die gleitende Zulage betrachtet wird, den Vorschuß, so 
bekommt man für die 100 Kronen in Wien noch kein Kilogramm Fleisch, für die 90 
Kronen in Innsbruck bekommt er 4 Kilogramm. Man wird die Wiener Angestellten in 
außerordentlicher Weise befriedigen müssen, etwas Außerordentliches für Wien allein 
und dann haben wir die Gleichheit mit den Gemeindeangestellten hergestellt. Das darf 
nicht dazu führen, das ganze System für den ganzen Staat abzustufen, weil draußen 
schon jetzt im Verhältnis mehr gegeben wird als notwendig. 

Paul: Für Wien allein geht die Sache nicht. 
Renner: Ich bitte die Herren, daß genau zu übernehmen und an der Kabinettsitzung am 

Sonntag teilzunehmen. 
 
[...]1 
 
7. 
Renner: [Beitritt zu folgenden Gesetzen]: Journalisten, Gerichtsaufseher, Übergangsbeitrag 

der Lehrpersonen, Änderung des Gesetzes [betreffend] übertragbare Krankheiten, 
Gefangenenaufseher. 

 
 
8. 
Eisler: Beförderungen im Grazer Gerichtssprengel. 
Grimm: Das Gesetz bindet an die Beförderungstermine. 
Eisler: Die Ausgleichung zwischen Rangsklassen und Bezügen ist überall erfolgt, nur in Graz 

nicht wegen des Wechsels in der Person des Obergerichtspräsidenten. 
 
 
Zerdik: Bauordnung für Innsbruck. 
 

                                                 
1 Es fehlt offenbar ein Bogen (= vier Seiten) des Stenogrammes. 
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9. 
Zerdik: -. 
Glöckel: Erhöhung der Kollegiengelder. 
 
 
10. 
Zerdik: Montan.[ische] Hochschule. 
 
 
11. 
Zerdik: Das Handelsmuseum soll auf die Handels- und Gewerbekammer basiert werden. Das 

Kammergesetz sieht vor, daß die Kammer die Erhaltung des Instituts übernehmen soll, 
zum Großteil. 

Grimm: Wir hatten noch keine Gelegenheit, uns mit der Frage zu befassen. Das 
Handelsmuseum gehört zu jenen Stellen, welche aufgehoben werden sollen. 

 
 
12. 
Zerdik: Wiener Messe. 
 
 
Paul: Werkstätte Gmünd. 
 
 
13. 
Paul: Sommerzeit. 
Zerdik: Voriges Jahr [wurde es] im Kabinett beschlossen und im Hauptausschuß 

umgeworfen. Für Wien ist es eine kolossale Ersparnis. [Ich] würde dringend bitten, 
daß heuer die Sommerzeit eingeführt wird. 

Fink: Hauptausschuß oder Koalition. Es wird eine Zuschrift gerichtet werden an den 
Präsidenten des Hauptausschusses, [mit dem] Staatsamt für Finanzen, Verkehrswesen, 
Handel und [dem] Kanzler zu reden. 

 
 
14. 
Zerdik: Kohlenverhandlungen mit Prag. [...] die strittigen Punkte zwecks Austragung im 

diplomatischen Weg. [Ich ersuche, daß] jene Punkte, wo unsere österreichischen 
Vertreter mit den čech[oslovakischen] nicht einer Meinung waren (sechs Punkte) im 
Sinne der Äußerung unserer Vertreter auch vom Kabinett sank[tioniert] werden. 

Grimm: [Bei der] Abteilung für Sachdemobilisierungsgüter wurde das Zugeständnis gemacht, 
daß die Zahlung in österreichischer Währung erfolgt. Dieses Zugeständnis ist sehr 
schwerwiegend und es wäre zweckmäßig, [es] zurückzuziehen, zumal die Zahlungen 
bisher in čechoslovakischer Währung erfolgt sind. 

Ebenso was das Voreinkaufsrecht betrifft: Die čechoslovakischen Delegierten 
erklären sich damit einverstanden, daß die Regierung schriftlich zustimmt. Wir dürfen 
das auch im schriftlichen Wege nicht zusichern, weil das die ganze Organisation der 
Sachdemobilisierung über den Haufen wirft. 

Zerdik: Es dreht sich im wesentlichen um Waffen und Munition. Da sollen die Tschechen 
vorzugsweise behandelt werden oder es die Polen oder die Tschechen bekommen. Die 
Sachdemobilisierung verkauft es zu horrenden Preisen, zu čechoslovakischen Preisen 
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und die Mittelspersonen verkaufen es an die Regierung. Wir liefern nicht direkt der 
Regierung, sondern nur den Schiebern. 

Renner: Jetzt an die Regierungen zu liefern wäre kein Hindernis mehr. 
Zerdik: In Polen und Cehen - [der Čechoslovakei] wird gebremst, weil sie es von den 

Franzosen billiger bekommen. Wenn wir den Zahlungsverkehr so regeln können, wie 
es von uns verlangt wurde, so ist das Zugeständnis im Sachdemobilisierungsverkehr 
erträglich. Wenn im diplomatischen Weg das erreicht werden kann, so ist es 
wünschenswert. Hauptsache ist, den gesamten Handelsverkehr zu retten. 

Renner: Das Protokoll ist mit den einverständlichen und den getrennten Positionen 
niedergelegt und wird in beiden Kabinetten verhandelt. Wir erwarten im Wege des 
Staatsamtes des Äußeren eine Mitteilung, wie es der čech[oslovakische] Ministerrat 
beschlossen [hat] und wir werden ihnen den Beschluß von heute mitteilen. Einstweilen 
gehen die Sachen an das Staatsamt für Finanzen und für Äußeres. Sollte man im 
schriftlichen Weg nicht überein kommen, müßte Zerdik hinausfahren. 

Das Vorkaufsrecht weiß das Staatsamt für Handel und - 
Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages, daß die 

Staatsregierung den Vorbehalten unserer Unterhändler beitritt und in diesem Sinne 
die diplomatischen Verhandlungen aufgenommen werden. 
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